
Dworak: „Skandalöser Zustand“

Kinderbetreuung:
Finanzierung fehlt!
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DER TRADITIONELLE SOMMERABEND IN ROT des NÖ GVV fand heuer in Krems statt. Im Kloster Und unterhielten
sich u.a. LPV Franz Schnabl, NÖ GVV-Präs. Rupert Dworak, Bgm.in Karin Gorenzel, LH-Stv. Karin Renner, LR Mauri-
ce Androsch, LAbg. Bgm.in Renate Gruber und Bgm. Reinhard Resch (v.l.). - Bericht ab Seite 6.    Foto: NÖ GVV/Jäger 

Zusammen mit dem SPÖ-Land-
tagsklub veranstaltete der NÖ
GVV eine Enquete zur Reform
des niederösterreichischen
Wahlrechts – Seite 4.

Ein großer profil-Bericht ent-
larvt den Umgang mit den Be-
darfszuweisungen für die Ge-
meinden als Machtmittel der
Landes-ÖVP – Seite 5.

Die Zeitschrift des Verbandes sozialdemokratischer GemeindevertreterInnen in Niederösterreich 

Demokratie-Enquete „Millionen-Show“ 
Vom Rookie zum Urgestein: Bei
Amtsantritt war Johann Giefing
der jüngste Orts-Chef Öster-
reichs. Heute zählt er zu den
drei dienstältesten – Seite 20.

Portrait: Hans Giefing
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Werte Gemeindevertreterin!
Werter Gemeindevertreter!

Mit unserer Demokratie-Enquete im Juli haben
wir als NÖ GVV einen wichtigen Schwerpunkt für
unsere Arbeit gesetzt. Wann immer wir heute von
einer modernen Demokratie reden, müssen wir dar-
auf achten, dass wir auf die brennenden Themen
eingehen, die uns draußen beschäftigen. Wie das
Wahlrecht für die Zweitwohnsitzer, die Frage des
nicht-amtlichen Stimmzettels auf kommunaler Ebe-
ne, die Frage, in wie vielen nö. Gemeinden ein und
derselbe Mandatar im Gemeinderat sitzen darf. Wir
wollten in Sachen einer blaugelben Demokratie-Re-
form mit der ÖVP einen großen  Wurf aushandeln,
was daran gescheitert ist, dass die ÖVP nur zu klei-
nen Schritten bereit war. Wir werden aber weiter
unsere Vorschläge zu einem großen Demokratiepa-
ket einbringen und daran mitarbeiten, dass Nieder-
österreich zu einem Demokratiemusterland wird.

Viele von Euch haben sicherlich auch die Diskus-
sion über die Problematik bei der personellen
Besetzung von Wahllokalen mit verfolgt. Wir sind
der Meinung, dass die Aufgabe der Wahlbeisitzer im
Interesse einer funktionierenden Demokratie eine
extrem wichtige ist. Deshalb glaube ich, dass wir
landesweit eine einheitliche Regelung brauchen,
die auf der einen Seite den Wahlbeisitzern eine
kleine finanzielle Entschädigung für ihren Dienst
am Wahlsonntag zukommen lässt. Aber ich bin
auch dafür, dass Parteien finanziell bestraft
werden, die ihrer Pflicht, Beisitzer zu stellen, nicht
nachkommen.

Ein weiteres wichtiges Thema ist für uns die Kin-
derbetreuung. Hier gibt es noch immer keine Rege-
lung für die auslaufende 15a-Vereinbarung mit dem
Bund. Jetz sind die ÖVP-Minister Karmasin und
Schelling gefordert, endlich die Mittel, die die Kom-
munen brauchen, um auch künftig die beste
Kinderbetreuung zu garantieren, zur  Verfügung zu
stellen. Denn die Gemeinden müssen spätestens im
Oktober ihre Budgets erstellen und bis dahin brau-
chen sie Planungs- und Rechtssicherheit. 

Herzlichst

Rupert Dworak

Bgm. LAbg. 
Rupert Dworak,
Präsident des GVV

Gut besucht: die Demokratie-Enquete   
Mit dem Landtagsklub veranstaltete der NÖ GVV
eine Enquete zur Reform des nö. Wahlrechts. 

„Millionen-Show“ mit den Bedarfszuweisungen 
Ein profil-Bericht über den Umgang mit Bedarfszuwei-
sungen in NÖ sorgte für Aufregung.  

Der NÖ GVV „Sommerabend in Rot“   
Beim heurigen Sommerempfang des NÖ GVV kam
gleich dreifache Wahlkampfstimmung auf.  

Starke Frau: Elke Stifter   
Sie ist der bunte Vogel der SPÖ-Hollabrunn, die drei-
fache Mutter und Sozialstadträtin Elke Stifter (43).   

Starke Minderheit: Göllersdorf   
Die SPÖ rund um Stefan Hinterberger hat nur ein Ziel:
mit Vollgas gegen die ÖVP-Absolute. 

Als schlicht „skandalös“...   
...bezeichnet NÖ GVV-Präsident das ersatzlose Auslau-
fen der Finanzierung der Kinderbetreuung.   

Im Interview: Günter Steindl   
Der NÖGKK-Direktor kann das überall propagierte
Landärzte-Sterben nicht nachvollziehen.    

Orts-Reportage: Rabensburg   
Die Marktgemeinde am Naturjuwel March-Thaya-Auen
kämpft gegen die stete Abwanderung. 

Der Gemeinde-Rat 
GVV-Juristin Mag.a Sabine Blecha und andere
ExpertInnen informieren in Rechtsfragen. 
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„Die Zeit ist reif für ein offeneres, demokratischeres und lebenswerteres, so-
ziales und gerechtes Niederösterreich! Es ist Zeit, ein Niederösterreich für die
Menschen in diesem Land zu schaffen!“, sagte SPÖ NÖ Landesparteivorsit-
zender Franz Schnabl Anfang Juli in einer Pressekonferenz im Anschluss an die
NÖ GVV Enquete zum Thema Wahlrechtsreform und Demokratiepaket im
Landtagsklub. Und Schnabl meinte, dass es für ihn zu einem „neuen Nieder-
österreich“ dazugehöre, „mehr Demokratie zu wagen“.

Pressekonfe-
renz nach der
Enquete (v.l.):

NÖ GVV-Präsi-
dent Dworak,
LPV Schnabl,
Klubobmann
Rosenmaier. 

Im Vorfeld der Landtagswahl for-
dert Schnabl Vorkehrungen, die
ausschließen, dass eine Person
mehrfach in der Landeswählerevi-
denz aufscheint: „Es liegen Beispie-
le vor, dass Personen bei der Land-
tagswahl 2013 mehrmals ihre Stim-
me abgegeben haben – das ist unde-
mokratisch und muss unterbunden
werden!“

Um ein bundeseinheitliches
Wahlermittlungsverfahren zu ge-
währleisten, fordert Schnabl den
Entfall des Grundsatzes „Name vor
Partei“ – damit soll bei Vergabe ei-
ner Vorzugsstimme für eine/n Kan-
didatIn und gleichzeitiger Nennung
einer Partei, die Stimme der Partei
zugerechnet werden. Zudem will
Schnabl die Möglichkeit einer Volks-
abstimmung auf Landesebene, eines
Landesvolksbegehrens und der
dringlichen Anfrage im Landtag so-
wie für die Wahl der beiden Landes-
hauptmann-StellvertreterInnen, die

laut Verfassung den beiden man-
datsstärksten Parteien zu entneh-
men sind, die Klarstellung einer
„gebundenen“ Wahl ohne Mehrheit
des nö. Landtages. Und Schnabl for-
dert die Offenlegung der Beschlüsse
der nö. Landesregierung - so wie in
allen anderen Bundesländern. „Nur
bei uns gibt es hier Geheimhal-
tung!“

Auch auf Gemeindeebene fordert
der SPÖ NÖ Vorsitzende Reformen:
Grundsätzlich soll jeder Wahlbe-
rechtigte mit einem Wohnsitz in NÖ
nur einmal wahlberechtigt sein, au-
ßerdem soll auch hier der Entfall
des Grundsatzes „Name vor Partei“
gelten. Schnabl schlägt außerdem
eine Diskussion über die Bürgermei-
ster-Direktwahl vor. Zudem soll der
nichtamtliche Stimmzettel bei Ge-
meinderatswahlen entfallen und das
passive Wahlrecht so eingeschränkt
werden, dass die Annahme eines
Mandats nur in einer Gemeinde

NÖ als „Demokratiemusterland“

möglich bzw. für die Wahl zum ge-
schäftsführenden Gemeinderat bzw.
Stadtrat oder Bürgermeister der
Hauptwohnsitz Voraussetzung ist.

„In Zeiten, wo die Wahlbeteili-
gungen sinken, ist für die Sozialde-
mokratie wichtig, dass wir das Ver-
trauen der BürgerInnen in die De-
mokratie stärken. Deshalb bin ich
sehr froh, dass Franz Schnabl mutig
und entschlossen im Interesse der
LandesbürgerInnen ein Demokratie-
paket diskutieren möchte“, sagt NÖ
GVV-Präsident LAbg. Bgm. Rupert
Dworak. „Als NÖ GVV-Präsident ist
mir dabei ganz wichtig, dass wir
hier jeden Missbrauch eindämmen.
Das Wahlrecht für die Zweitwohnsit-
zer gehört ganz klar definiert, das
Persönlichkeitswahlrecht am amtli-
chen Stimmzettel gestärkt. Mit der
immer wieder stattgefundenen Beu-
gung des Wahlrechts am nichtamtli-
chen Stimmzettel muss endlich
Schluss sein. Und wenn man mit der
Briefwahlkarte wählen geht, dann
muss es künftig mindestens einen
persönlichen Kontakt mit dem Ge-
meindeamt geben.“

Und SPÖ NÖ Klubobmann Alfredo
Rosenmaier: „Im Wählerregister
darf es keine intransparenten Auto-
matismen und keine schwammigen
Kann-Bestimmungen mehr geben.
Wir brauchen Klarheit, um Anfech-
tungen aufgrund offen gelassener
Interpretationsspielräume keine
Chance mehr zu geben.“

„Millionenshow“ mit
Bedarfszuweisungen

Der 64. ÖSTERREICHISCHE GEMEINDETAG ging von 29. bis 30. Juni in Salzburg
über die Bühne. Dabei ließ es sich Star-Gast BK Christian Kern nicht nehmen, für
einen Schnappschuss mit der NÖ GVV-Delegation zu posieren. V.l.: Präs. LAbg.
Bgm. Rupert Dworak, seine Gattin Andrea, Marianne Fügl, Thomas Holzer, Su-
sanne Buschenreiter, Bgm. Alfred Buchberger, BK Kern, Ehrenpräsident Bernd
Vögerle, Heidi Wenzl, Karl Zimmerl, Sabine Blecha, Dir. Ewald Buschenreiter.

„Millionenshow“ titelt das Nach-
richtenmagazin und attestiert
schon im Vorspann der Bedarfszu-
weisungspraxis in NÖ das Treiben
von „bizarren Blüten“. Untermauert
mit jeder Menge Beispielen. Auch
der neue SPNÖ-Vorsitzende Franz
Schnabl kommt zu Wort. Kritisiert
eine „Vergabe nach Gutsherrenart“.
Und weiter im profil-O-Ton: Wohin
diese führe, zeige sich an den Finan-
zen von Wiener Neustadt. Bis 2015
schaltete und waltete hier ein SPÖ-
Bürgermeister. Bedarfszuweisungen
2013: 52.800 Euro. 2014: 21.700
Euro. Im Jahr 2015, als ihm der nie-
derösterreichische ÖVP-Klubobmann
Klaus Schneeberger im Amt nachfolg-
te, stiegen sie auf 1,7 Millionen
Euro; 2016: 1,5 Millionen Euro;
2017: 2,2 Millionen.

Schnabl nach der profil-Geschich-
te: „Wir fordern eine gerechte Ver-
teilung der Bedarfszuweisungen: Ei-
ne objektive Vergabe nach sachli-
chen Kriterien und klaren Richtlini-
en, anstatt einer Verteilung von
Steuergeldern nach Gutsherrenart
und unter Bedachtnahme auf Par-
teipolitik. Die Finanzgebarung der
öffentlichen Hand muss transparent
und nachvollziehbar sein, die Men-
schen haben ein Recht darauf zu
wissen, was mit ihren Steuergeldern
passiert. Tatsache ist, dass Bedarfs-
zuweisungen keine Mittel des Lan-
des sind, sondern Finanzmittel, die
der Bund dem Land zur Verteilung
an die Gemeinden zur Verfügung
stellt. Das Land NÖ hat die Pflicht,
die Investitionstätigkeit der NÖ Ge-
meinden zu stärken.“

Ein großer profil-Bericht vom 31. Juli entlarvt den
Umgang mit den Bedarfszuweisungen für die Ge-
meinden als Machtmittel der Landes-ÖVP. Für vie-
le SPÖ-BürgermeisterInnen leider nichts Neues...
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Ende August hat Leopold
Prohaska (62) sein Amt als Bür-
germeister von Paudorf im Be-
zirk Krems-Land zurückgelegt.
17 Jahre wirkte der gelernte
Maschinenschlosser und ÖBB-
Lokführer im Gemeinderat der
Marktgemeinde, zehn davon als
Orts-Chef. Bei den Gemeinde-
ratswahlen 2010 und 2015
konnte die SPÖ-Paudorf unter
seiner Führung jeweils die abso-
lute Mehrheit erringen. Weiters
war Prohaska Vorsitzender des
NÖ GVV im Bezirk Krems.

Prohaska: „Die Arbeit im Ge-
meinderat war für mich eine
spannende und interessante
Aufgabe, die ich mit Freude
ausgeübt habe. Mein Ziel war
immer, aktiv mitzugestalten
und für unsere BürgerInnen da
zu sein.“ Und das hat er auch
bravourös geschafft. Große Pro-
jekte, wie z.B. die Erneuerung
der Kanalanlagen, die Neuer-
richtung eines Marktplatzes,
der Aus- und Zubau der Kinder-
gärten und die Volksschulsanie-
rung wurden in Prohaskas
Amtszeit erfolgreich umgesetzt.

Die Nachfolge soll nun Pro-
haskas Vizebürgermeister Reg.
Rat Josef Böck (62) antreten.
Der frisch pensionierte Finanz-
beamte gilt als überaus erfah-
ren, schließlich arbeitet er auch
schon seit 22 Jahren im Ge-
meinderat mit. Seine Wahl
stand für 4. September auf der
Tagesordnung, knapp nach
Drucklegung dieser KI-Ausgabe. 

BGM-Wechsel
in Paudorf

L. Prohaska Josef Böck
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„Es ist einfach großartig, dass
ein Roter in einem Kloster so viele
andere Rote begrüßen kann,“ freu-
te sich der Kremser Bürgermeister
Reinhard Resch gleich zu Beginn.
Und meinte weiter: „Ich habe mich
beim Landesparteitag richtig wohl,
wie daheim, gefühlt und ich hoffe,
dass ihr euch auch hier in Krems
wie daheim fühlt. In einer der le-
benswertesten Städte Österreichs.

Wir haben es hier geschafft, un-
ser wertvolles Erbe, unser Kultur-
gut mit den Herausforderungen
von jetzt zu verbinden. Das hat
schon vor 20 Jahren mit meinen
sozialdemokratischen Vorgängern
Ewald Sacher und Erwin Kirschen-
hofer begonnen. Wir hatten über
lange Zeit immer einen Klotz am
Bein – die Stadtfinanzen. Ge-
meinsam mit Wr. Neustadt
waren wir die am höchsten
verschuldete Stadt Öster-
reichs. Und es war Vizebür-
germeister Kirschenhofer, der
dann die Marke Bildungs- und
Kulturstadt Krems im Gemein-
derat beschließen ließ. Und
die nächsten 20 Jahre ist es
hier dann in Krems steil berg-
auf gegangen.

Heute haben wir den höch-
sten Schüler- und Studen-

tenanteil in Europa. Und dass
Krems heute so gut da steht und
in den vergangenen fünf Jahren
auch finanziell komplett saniert
wurde, da ist schon sehr viel SPÖ
dabei.“ 

Und Landesparteivorsitzender
Franz Schnabl: „Wenn ich an die
Landespolitik denke, dann ist
Transparenz das, was wir uns un-
bedingt auf die Fahnen schreiben
müssen. Damit wir mehr Demokra-
tie, mehr Möglichkeiten der Mitbe-
stimmung, aber auch mehr Diskus-
sion über die richtigen und wichti-
gen Dinge, die Themen, die die
Menschen wirklich bewegen, in
diesem Land herbeiführen kön-
nen.“

NÖ GVV Präsident LAbg. Bgm.

Rupert Dworak brachte die aktuel-
le politisch Ausgangslage in Nie-
derösterreich auf den Punkt: „Wir
haben ja mit dem Franz Schnabl
jetzt einen Mann, der für uns zum
Symbol geworden ist: der Mister
98,8 Prozent. Und ich wünsche
uns für Krems, dass wir hier die
Hälfte davon erreichen und anson-
sten mindestens ein Drittel – dann
geht es der Sozialdemokratie auch
im Bund und im Land sehr gut!“ 

Ebenfalls beim GVV-Sommer-
abend dabei: Landeshauptfrau-
stellvertreterin Mag.a Karin Ren-
ner, Landesrat Ing. Maurice An-
drosch, AK-Präsident Markus Wie-
ser, FSG-Vorsitzender Bundesrat
Rene Pfister, NÖ GVV-Ehrenpräsi-
dent Bernd Vögerle, PV-Landesprä-

sident Dr. Hannes Bauer; die
Landesparteigeschäftsführer
Reinhard Hundsmüller und
StR Robert Laimer, der Abge-
ordnete zum NR Hannes We-
ninger, Klubobmann Bgm.
Alfredo Rosenmaier, die
Landtagsabgeordneten
Bgm.in Renate Gruber, Doris
Hahn, Karin Scheele, Gün-
ther Sidl; NÖ Volkshilfe-Prä-
sident Prof. Ewald Sacher
und KR Paul Ambrozy von
der Wiener Städtischen.

Der schon traditionelle „Sommerabend in Rot“ des NÖ GVV ging heuer am
27. Juni im Kremser Kloster Und über die Bühne. In der Statutarstadt stehen im
Herbst Wahlen an und der NÖ GVV wollte damit ein Zeichen der Unterstüt-
zung von Bgm. Reinhard Resch und seines Teams setzen. Aber auch die be-
vorstehenden Nationalrats- und Landtagswahlen ließen bei den rund 400
MandatarInnen Wahlkampfstimmung aufkommen. Auch der mit 98,8 % frisch
gewählte SPÖ NÖ-Vorsitzende Franz Schnabl wurde von den Gästen gefeiert. 

Report

Oben: Ein hochkarätiges Prost auf gute Wahlergebnisse (v.l.): NÖ GVV Präsident LAbg. Bgm. Rupert Dworak, LPV Franz
Schnabl, LH-Stv. Karin Renner, LR Maurice Androsch, Bgm. Reinhard Resch, NÖ GVV-Direktor StR Ewald Buschenrei-
ter. Unten: Illustre Sofa-Runde mit dem neuen Landesparteivorsitzenden.

Ein fantastischer Barock-Himmel krönt das ehem.
Kloster und jetzige Eventlokal Und in Krems.

Wahlkampfstimmung mal drei
beim Sommerabend in Rot
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Bildreihe ganz oben (v.l.): NÖ GVV Präsident Dworak bei seiner Rede; LR Androsch mit der Kremser StRin Eva Hollerer;
am fortgeschrittenen Abend wurde auch getanzt. Bildreihe Mitte (v.l.): Viele Damen nahmen das Motto des Abends
auch als Dresscode; kühlten sich an der Bar, dem einzigen klimatiesierten Raum: Andreas Bicek, Landesparteimana-
ger Robert Laimer, LAbg. Karin Scheele, Karl Krach. Bild oben: Die Gäste, darunter viele BürgermeisterInnen, bei den
Begrüßungsreden im Innenhof des Klosters Und.

Report
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Elkes Vater Matthias Stifter war Baupolier und ver-
starb schon 2001 im Alter von 68 Jahren. Mutter Helga
(72), eine Postbedienstete und Hausfrau, schenkte ih-
rem Mann fünf Kinder: Elke (*1973) ist die Älteste, da-
nach kamen Matthias (*1975), heute ein Umwelttech-
nik-Ingenieur; Irene (*1978), arbeitet in der Wertpapier-
abteilung einer Bank; Alexander (*1979), Arzt im Kran-
kenhaus Hollabrunn und Nachzügler Simon (*1986) ar-
beitet bei PeterMax in Stockerau.

Beide Elternteile waren/sind echte Sozialdemokraten
und in der Stadtpartei sehr aktiv. Der Vater saß sogar im
Gemeinderat. Elke Stifter: „Ich bin in einem hochpoliti-
schen roten Zuhause aufgewachsen. Und das SPÖ-Haus
am Hollabrunner Kolikoplatz war quasi mein zweites Zu-
hause.  Auch meine Großeltern väterlicherseits waren
schon eingefleischte Sozi. Die kamen aus dem Burgen-
land.“  Der Vater hatte für seine Verdienste um die Sozi-
aldemokratie die Viktor-Adlerplakette bekommen und
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Elke Stifter, (43)

Viktor Adler in
der Handtasche
Sie ist der bunte Vogel der SPÖ-Hollab-
runn, die Sozialstadträtin Elke Stifter.
Steht auf Rockabilly, 50er Jahre Musik
und Style - und auf Tattoos. Obwohl sie
aus einer eingefleischt roten Familie
stammt, startete die dreifache Mutter ih-
re kommunalpolitische Karriere erst vor
der GRW 2015. Seit dem sitzt sie im Ge-
meinderat und von da an ging alles
sehr schnell. Schon im Juni 2015 wurde
sie zur Bezirksfrauenvorsitzenden ge-
wählt, seit 9. Juni 2017 ist die Stadträtin
auch stellvertretende Bezirksvorsitzen-
de in Hollabrunn. Auch beruflich ist die
Krankenschwester top:  Seit März 2017
leitet Stifter die Sozialstation der Volks-
hilfe Retz, managt 12 Mitarbeiterinnen.

diese trägt nun Elke als Talisman immer bei sich in der
Handtasche.

„Ich war und bin mit meinem Elternhaus überaus
glücklich. Wir sind eine tolle Familie mit großem Zu-
sammenhalt. Deshalb wollt auch ich immer selber eine
große Familie haben.“

Mit sechs Jahren musste sich Elke einer Blinddarm-
OP unterziehen. Im Krankenhaus gab es dann ein le-
bensbestimmendes Schlüsselerlebnis. „Da hat sich eine
Schwester besonders um mich bemüht, und mir auch
spielerisch kleine Aufgaben übertragen. Das hat mit
sehr gut gefallen und ich habe mir schon damals vor-
genommen: Ich werde Krankenschwester!“ Und wirk-
lich 1989, im Alter von 15 Jahren, erfolgte ihr Eintritt
in die Ausbildung zur Dipl. Gesundheits- und Kranken-
pflegerin, die sie 1993 abschloss. Danach arbeitet sie
als Schwester in der Anästhesie-Intensivstation im
AKH Wien und war später auch in einem privaten Be-
hindertenheim in Stockerau tätig.  Im März 2017 dann
der nächste Karrieresprung, Stifter wurde die Leiterin
der Sozialstation der Volkshilfe in Retz. Mittlerweile
sitzt sie auch im Vorstand des Volkshilfevereins Bezirk
Hollabrunn.

Die Liebe ihres Lebens, Robert Krenn, Spitzname
„Mush“, lernte Elke Stifter schon 1995 in der österrei-
chischen Rockabilly-Szene kennen, zu der Zeit, als sie
noch im AKH Wien arbeitete. Beide sind Freunde der
Rock’n’Roll-Musik der 50er und lieben auch den Mode-
und Tanz-Stile dieser bunten Epoche. Robert betreibt
den „1. Hollabrunner Tattoo-Shop“ und für diese spe-

zielle Art der „Tintenkunst“ konnte und kann sich
auch Elke begeistern. Sie selber trägt vier Tattoos. Die
hat ihr der Robert verpasst. „Da waren wir aber noch
nicht zusammen, da haben wir uns erst gerade kennen
gelernt.“ Heute macht die Powerfrau im Shop ihres
Mannes „so nebenbei“ auch noch die Buchhaltung.

Aufgrund ihrer eigenen Familie war auch bei Elke
der Wunsch nach Kindern groß. Es sollten, so wie bei
ihren Eltern, auch fünf sein. Drei Stück sind es mit
Robert schließlich geworden, auch nicht ohne. 1998
kam Sarah (heute 18) zur Welt – sie besucht seit Sep-
tember auf Mamas Spuren die Krankenpflegeschule
Hollabrunn. 2001 wurde Robert Arthur (heute 16) ge-
boren – er begann heuer im August eine Kfz-Mechani-
ker-Lehre und 2007 folgte noch Leonhard (heute 10) -
er geht seit September in die NMS Hollabrunn.

Nachhaltige Berufsentscheidung mit sechs
- nach einer Blinddarmoperation.

Eine dreifache Mutter, politisch und 
beruflich hochaktiv und erfolgreich! 

Starke   Frau

Obwohl die Beziehung zwischen Elke und Robert
hervorragend funktionierte, war Heiraten nie ein
Thema. Doch nach dem dritten Kind, passierte das
Unerwartete. Robert überraschte seine Elke mit ei-
nem traditionellen und sehr romantischen Heirats-
antrag. Und Elke sage ja. 2008 wurde Hochzeit ge-
feiert.

Parteimitglied war Elke Stifter schon 1994 ge-
worden und viele Jahre lang als Beisitzerin bei den
Wahlen tätig. Der Einstieg in die aktive Kommu-
nalpolitik erfolgte jedoch spät - was ohne Zweifel
dem eigenen Kindersegen geschuldet war.

„Vor der Gemeinderatswahl 2015 wurde ich
kurzfristig gefragt, ob ich mir vorstellen kann, en-
ger mitzuarbeiten und zu kandidieren. Da meine
Kinder nun schon größer waren, habe ich zuge-
sagt.“ Sie zog in den Hollabrunner Gemeinderat
ein. 

„Dann gab es bei uns einige Rücktritte und
plötzlich war ich sogar Stadträtin. Das war anfangs
schon eine ziemliche Herausforderung, mittlerwei-
le bin ich aber sattelfest und die politische Arbeit
gefällt mir sehr. Das ist vor allem der Verdienst der
NÖ Frauenakademie, die ich 2015 ebenfalls gleich
absolviert habe.“ Von der Frauenakademie ist sie
restlos begeistert: „Eine ganz tolle Sache, die die
Anni Mitterlehner da auf die Füße gestellt hat.
Kann ich nur aller wärmstens weiter empfehlen.
Das gibt den Frauen den Rückhalt und die Vernet-
zung, die sie dringend brauchen. Leider haben die
Frauen in Sachen Gleichberechtigung noch immer
hohen Aufholungsbedarf und deswegen brauchen
wir dringend eine starke Frauenpolitik.“

Darum kämpft Elke Stifter nicht zuletzt auch in
ihrer Funktion als Bezirksfrauenvorsitzende. „Ich
bemühe mich derzeit gerade um eine vollkommene
Reorganisation des Teams, aktive Mitkämpferinnen
sind herzlich bei uns willkommen.“

Im Hollabrunner Gemeinderat ist sie Vorsitz-
Stellvertreterin im Ausschuss Bildung, Kultur,
Schule und Soziales und im Ausschuss Mittelschu-
le. Ferner arbeitet die Sozialstädträtin in den Aus-
schüssen Gesunde Gemeinde und Integration mit.

Dass ihr bisheriges Leben so verlaufen ist, wie
es ist, nimmt Elke Stifter nicht als selbstverständ-
lich hin: „Ein großes Dankeschön an meinen Mann
und meine Familie, dass sie mich immer so großar-
tig auf meinem Weg unterstützen und auch an
meine Freunde!“ 

„Eine tolle Sache, die die Anni Mitterleh-
ner da auf die Füße gestellt hat!“

Elke Stifter, oben und unten (M.) mit Landesfrauen-GFin
Anni Mitterlehner (r.) und Landesfrauenvorsitzender El-
vira Schmidt beim Abschluss der NÖ Frauenakademie. Fo
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Eigentlich ist Stefan Hinterber-
ger ein absoluter Politneuling,
aber seine Verdienste können sich
schon sehen lassen. Vor der GRW
2015 hat er im schwarzen Göllers-
dorf eine rege JG-Gruppe gegrün-
det. Im Gemeinderat sitzt er erst
seit der letzten Wahl. Dort ist er
Vorsitzender im Ausschuss für Ju-
gend, Sport und Familie und des-
halb auch für die Organisation des
Ferienspiels verantwortlich. Ferner
ist er Arbeitskreisleiter der Aktion
„Gesunde Gemeinde“. Als neuer
Ortsparteichef organisierte er der
SPÖ ein eigenes Parteilokal.
Schmuck, günstig in der Miete und
in bester Lage - direkt am Haupt-
platz.

Wie ist jetzt die politische Si-
tuation im Gemeinderat? Gibt es
mit der ÖVP eine Zusammenarbeit
oder gar ein Koalitionsabkommen?
Hinterberger: „Nein, wir sind eine
reine Oppositionspartei. Und bei
wichtigen Themen besprechen wir
uns mit den andern Oppositions-

Göllersdorf, Bezirk Hollabrunn

Mit Vollgas gegen
die ÖVP-Absolute
Die Marktgemeinde Göllersdorf ist fest in
schwarzer Hand. Hier stehen 11 VP-Manda-
te, 5 SPÖ-, 3 Grüne- und 2 FPÖ-Mandaten
gegenüber. Noch. Denn Stefan Hinterber-
ger, der neue Mann an der Spitze der loka-
len Sozialdemokraten gibt so richtig Gas.
Schaffte es in kürzester Zeit, alle SPÖ-Gene-
rationen im Ort schlagkräftig zu bündeln, im
Gemeinderat Projekte durchzubringen.
Und Nachwuchssorgen kennen die Roten
hier auch nicht.  

parteien, den Grünen und der FPÖ,
bringen gemeinsame Anträge ein,
die sich die ÖVP mitunter nicht ge-
traute abzulehnen, weil von der
Bevölkerung so gewünscht. Das ist
z. B. mit den Buswartehäuschen
für jede Katastralgemeinde so ge-
laufen. Und wenn die ÖVP mit An-
trägen kommt, die auch uns sinn-
voll erscheinen, dann stimmen wir
durchaus zu. Aber stoßen wir mit
einem der unsrigen Themen bei
der Mehrheit auf großen Wider-
stand, dann bereiten wir das The-
ma medial auf, um uns durchzu-
setzen. Auch das hat schon funk-
tioniert.

Bei uns kann eine Gemeinde-
ratssitzung ziemlich turbulent
werden, aber prinzipiell habe ich
mit dem Bürgermeister ein gutes
Gesprächsklima und wir können
auch miteinander ein Bier trin-
ken.“ 

Bekommt die SPÖ alle nötigen
Informationen von der VP-Mehr-
heit? Hinterberger: „Ganz sicher

Starke

nicht. Wir müssen den Infos immer
nachlaufen und oft bekommen wir
sie nicht einmal dann. Wir muss-
ten zum Beispiel aus der NÖN er-
fahren, dass das Rathaus jetzt neu
gebaut wird. Dabei war vorher aus-
gemacht worden, dass es einen
Planungsausschuss usw. geben
wird und jetzt sollen wir einfach
nur die Hand dazu heben. Also das
kann es nicht sein.“ 

Wie wichtig ist die Öffentlich-
keitsarbeit und was passiert hier?
Hinterberger: „Hat bei mir höchste
Priorität. Wir bringen mindestens
zweimal im Jahre unsere Zeitung
IMMER VORAN heraus. Über den
Inhalt entscheiden wir in einer Re-
daktionskonferenz, ich übernehme
dann das Layout, das Schreiben
und die Produktion. Die Verteilung
besorgen dankenswerter Weise un-
sere Pensionisten, so sparen wir
das Porto. Wir haben eine Homepa-
ge, sind auf Facebook – worum
auch ich mich kümmere. Ebenso
um die Pressearbeit. Das ist für

Minderheit

mich kein Muss, das ist mein Ding
und ich mache das wirklich gerne. 

Ich schätze auch sehr das per-
sönliche Gespräch mit den Men-
schen. Wir haben zwar kein Gast-
haus mehr, aber neun Feuerweh-
ren und rege Vereine, die mit vie-
len Veranstaltungen sehr aktiv
sind. Da sind wir immer präsent.
Da kann man viel mit den Leuten
reden und auch Anregungen auf-
schnappen. Auch die Sache mit
den Buswartehäuschen war eine
Bürger-Anregung. Mit unserer JG-
Gruppe Rotwild, die 15 Mitglieder
hat, machen wir ein Foto-Gewinn-
spiel und mit den besten Bildern
bringen wir dann einen Kalender
heraus. Die Inserate darin finan-
zieren den Kalender und die Miete
für das neue Parteilokal.

Auch auf Aktionismus wird im
Bedarfsfall zurückgegriffen, die
junge JG-Gruppe hat schon eine
Anti-Atom-Aktion durchgeführt.
Heuer machen wir wieder tagewei-
se die Aktion SPÖ vor Ort, mit In-

foständen bei unseren Wohnanla-
gen, wo viele Wiener zugezogen
sind und noch immer zuziehen.
Wir wollen uns so vorstellen, die
Menschen kennen lernen, Kontak-
te knüpfen.“ 

Events im Jahresverlauf? Hin-
terberger: „Unser traditioneller
Maskenball wird schon seit 1946
(!) jährlich im Jänner abgehalten.
So wie viele andere Göllersdorfer
Veranstaltungen in der geräumi-
gen Sportplatzkantine, weil die
Gemeinde kein Gasthaus mehr hat.
Am Nachmittag vor dem beliebten
Ball gibt es immer auch einen Kin-
dermaskenball.

Wir verteilen Nelken zu St. Va-
lentin und zu Ostern Eier. Die Pen-
sionisten machen immer eine Fa-
schingsfeier, Muttertagsfeier und
ein Preisschnapsen. Zu Fronleich-
nam veranstalten wir unseren Tag
der Generation, da feiern SPÖ,
Pensionisten und die Jungen von
Rotwild gemeinsam open air ein
Grillfest am Sportplatz. Da kom-

men bis zu 300 Menschen. Heuer
im Juli veranstalten wir ein Tret-
kart-Rennen. Am 26. Oktober la-
den wir traditionell zum Wander-
tag. Und für die Kids wurde un-
längst in einer schwarzen Kata-
stralgemeinde ein Kasperltheater
veranstaltet. Da blieb kein Platz
leer. Im Advent betreiben wir ei-
nen Glühweinstand. Dann machen
wir noch unsere traditionelle
Krampus-Feier bei den Pensioni-
sten – da kommt wirklich nur der
Kramperl, ganz ohne Nikolo! Und
alle drei Parteigenerationen feiern
auch gemeinsam Weihnachten –
mit einem Fest in der Sportplatz-
kantine.“

Wie schwierig ist es, neue Mit-
streiterInnen zu finden? Hinter-
berger: „Da haben wir keine Pro-
bleme. Wir werden 2020 mit einer
jungen, ausgezeichneten Kandida-
tenliste antreten.“ 

Ziel für GRW 2020? Hinterber-
ger: „Ganz klar: die Absolute der
ÖVP brechen!“

Die SPÖ-Fraktion
Göllersdorf (v.l.):
„Rotwild“-Vorsit-
zender GR Michael
Raab, GGR Her-
bert Poisinger,
Frauenreferentin
GRin Isabella Ra-
berger, Ortspartei-
vorsitzender GR
Stefan Hinterber-
ger, Pensionisten-
vorsitzende GRin
Brigitta Pfeifer.

Stefan Hinterberger (34) ist in Göllersdorf Orts-
parteichef und der SPÖ-Spitzenkandidat für die
Gemeinderatswahl 2020. Der Versicherungs-
schadensreferent ist verheiratet und wird gera-
de zum zweiten Mal Vater.
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Die SPÖ fordert mehr Polizisten für Niederösterreich. Auf den vorgesehe-
nen 4.506 Dienstposten fehlen 350 Vollzeitbeschäftigte, sagt Landespartei-
vorsitzender Franz Schnabl. 

Der ehemalige Polizeigeneral und
neue Landesparteivorsitzende Franz
Schnabl (l.) hat ein gutes Gespür für
das Sicherheitsbedürfnis der Nieder-
österreicherInnen.

„Beruhigungspillen á la Innen-
minister Sobotka bringen nicht ei-
nen Polizisten mehr auf die Straße
und tragen nicht zur Erhöhung des
Sicherheitsgefühls der Bevölke-
rung bei!“, so Franz Schnabl, Lan-
desparteivorsitzender der SPÖ NÖ
zur parlamentarischen Anfragebe-
antwortung, die eklatant hohe
Überstunden und den Mangel an
PolizistInnen dokumentiert und
vom Innenministerium mit „Fehl-
interpretationen bei der Fragestel-
lung“ begründet werden. Seit ge-
raumer Zeit vernehme man von
ÖVP-InnenministerInnen, wie
wichtig der Sicherheitsbereich sei,
jedoch wird – entgegen der öffent-
liche Darstellung - nicht in die
Aufstockung von Personal und
sinnvolle Ausstattung investiert,
sondern gekürzt und zusammenge-
legt. „Bisher gab es von den vier

ÖVP-InnenministerInnen aus Nie-
derösterreich – beginnend von
Ernst Strasser bis Wolfgang Sobot-
ka – nur Versprechungen, die nicht
gehalten wurden. Von den zuge-
sagten zusätzlichen PolizistInnen
im Jahr 2011 hat bis heute keiner
den Dienst angetreten“, erklärt
Schnabl.

„In NÖ fehlen 350 Vollzeitbe-
schäftigte auf die vorgesehenen
4.506 Dienstposten im Polizeibe-
reich. Dadurch müssen die Beam-
tInnen Überstunden leisten, wo-
durch die notwendigen Ruhe- und
Erholungsphasen nicht immer ge-
währleistet sind, die in einem for-
dernden Beruf wie diesem drin-
gend notwendig sind. Unsere Poli-
zistInnen arbeiten bis an die Gren-
zen ihrer Belastbarkeit und per-
sönlichen Leistungsfähigkeit. Von
der Politik wird erwartet, für Si-

cherheit zu sorgen, aber auch ein
optimales Umfeld für die Arbeit der
PolizistInnen zu schaffen“, sagt
Schnabl: „Wir brauchen daher drin-
gend bis zu 1.500 PolizistInnen in
Niederösterreich mehr. Und das
besser heute als morgen, um auch
die über 500 Beamten, die bis 2020
ihre Pension antreten, nachbeset-
zen zu können.“

Niederösterreich neu denken
heiße für die SPÖ NÖ, dass es drin-
gend notwendig sei, endlich in die
Sicherheit unseres Bundeslandes
zu investieren und Versäumtes
nachzuholen. Die Anfragebeant-
wortung belegt auch die Negativ-
Schere zwischen prognostizierten
pensionsbedingten Abgängen und
den Ausmusterungen der exekutiv-
dienstlichen Ausbildungsstätten.
„Hier wurden jahrelang Entwick-
lungen verschlafen, das ist keine
seriöse und lösungsorientierte Poli-
tik. Sich sicher zu fühlen heißt,
Polizisten auf den Straßen anzu-
treffen und dies hat die ÖVP NÖ in
ihrer Ressortverantwortung – mit
Mikl-Leitner und Sobotka – durch
die nicht adäquate Ausstattung an
Personal in den Dienststellen vor
Ort und die Schließung von Dienst-
stellen nahezu verunmöglicht“, er-
klärt Schnabl abschließend.

Franz Schnabl: „In die Sicherheit
des Bundeslandes investieren!“
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NÖ GVV-Präs. Rupert Dworak ist sauer: „Die offene Finanzierung für den
Ausbau der Kinderbetreuung ist skandalös und verunsichert die Gemein-
den!“ Und in Sachen Wahlbeisitzer fordert Dworak finanzielle Entschädi-
gung für Wahlbeisitzer und finanzielle Sanktionen bei Nicht-Bestellungen. 

Die zehn Jahre alte Vereinbarung,
wonach Gemeinden und Länder Geld
vom Bund für den Ausbau der Kin-
derbetreuung erhalten, läuft Ende
des Jahres aus. Bis jetzt gibt es kei-
ne Nachfolgeregelung. NÖ GVV-Prä-
sident LAbg. Bgm. Rupert Dworak,
Chef der sozialdemokratischen Ge-
meindevertreterInnen in NÖ, ist
entsprechend sauer.  

Dworak: „Dass es hier noch im-
mer keine Neuregelung gibt, ist
schlicht skandalös und für die Poli-
tik beschämend. So ein für die Ge-
meinden und die Familien wichtiges
Thema darf man nicht einfach unter
den Tisch fallen lassen. Ich fordere
BMin Karmasin und BM Schelling
dringend auf, hier für die Finanzie-

rung zu sorgen und eine vernünfti-
ge Lösung zu schaffen, um die be-
rechtige Verunsicherung der Ge-
meinden und BürgerInnen zu been-
den.“

Auch in der Diskussion um die
Schwierigkeiten bei der Bestellung
von Wahlbeisitzern, kommen vom
NÖ GVV-Chef klare Worte: „Ich glau-
be, dass eine Demokratie nur dann
funktioniert, wenn alle Parteien ih-
ren Aufgaben nachkommen. Dazu
gehört auch die Bestellung von
Wahlbeisitzern, den Zeugen für die
Wahlen. Und diesen Freiwilligen
sollte - als Anerkennung ihrer Dien-
ste und ihrer Bereitschaft, einen
freien Sonntag zu opfern - eine
kleine Entschädigung in der Höhe

SEMESTERTICKET für
StudentInnen. NÖ GVV-
Präs. Rupert Dworak
(l.): „Die nö. Gemeinden
wollen gemeinsam mit
dem Land die jungen
NiederösterreicherIn-
nen, die in Wien studie-
ren, unterstützen. Das
ist ein klares Bekennt-
nis dazu, diesen Stu-
dentInnen, die best-
mögliche Ausbildung zu
ermöglichen und nicht
zuletzt auch ein Anreiz,
dafür, dass diese junge
Menschen in Nieder-
österreich wohnhaft
bleiben und wir sie
nicht an die Bundes-
hauptstadt verlieren.“

von zehn Euro die Stunde ausbe-
zahlt werden. Manche Gemeinden,
wie wir in Ternitz, machen das
schon länger freiwillig so. Aber im
Sinne einer gesunden Demokratie
sollte das eine landesweite Rege-
lung werden.

Und ich bin der Überzeugung,
wenn Parteien hier ihre Pflicht
nicht erfüllen, dann muss das sank-
tioniert und der vorgesehene Ent-
schädigungsbetrag von der Landes-
parteienförderung abgezogen wer-
den. Um den finanziellen Schaden,
der durch das Nicht-Bereitstellen
von Wahlbeisitzern entsteht, denn
diese müssen ja dann oft von Ge-
meindebediensteten ersetzt werden,
möglichst gering zu halten.“ 

Heiße Eisen: Wahlbeisitzer 
und Geld für Kinderbetreuung
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Morgens in den Tageszeitungen,
abends im Fernsehen in den Nach-
richten, die Berichte über Krimi-
nalität, Überfälle usw. nehmen in
erschreckendem Ausmaße zu.
Wenn auch von den Sicherheits-
dienststellen und Betreibern durch
Aufstockung von Personal und
Einsatz großer finanzieller Mittel
versucht wird, dieser unerfreuli-
chen Entwicklung entgegenzu-
steuern,  so ist in der Bevölkerung
eine Verunsicherung und ein star-
kes Sicherheitsbedürfnis festzu-
stellen, verbunden mit einer ge-
fühlten Verminderung der Lebens-
qualität.

Unser Unternehmen hat sich
nun auf eine Livevideoüberwa-

chung spezialisiert. Dabei werden
die Bilder in Echtzeit ständig in
unsere Überwachungszentrale
übermittelt und ausgewertet. Je
nach Anforderung kommen unter-
schiedliche Methoden zum Ein-
satz. 

Nach Erkennen der Situation
werden von uns die zuvor festge-
setzten Maßnahmen eingeleitet.
In den meisten Fällen als erster
Schritt die Polizei zugeschaltet,
parallel dazu kann auch eine Laut-
sprecherdurchsage erfolgen, z.B.:
„Achtung, Sie werden beobachtet,
die Polizei ist bereits verständigt“.
Der Idealfall wäre, wenn der Täter
von seinem Vorhaben ablässt und
flieht, sowie die Polizei ihn beim

Ausgang in Empfang nimmt. Auch
für eine rasche Aufklärung ist die-
se Art von Überwachung ein gro-
ßes Hilfsmittel. Da wir nun schon
seit einigen Jahren auf diesem Ge-
biet tätig sind, haben wir in der
Praxis schon umfangreiche Erfah-
rung sammeln können. Wir bera-
ten gerne über die Einsatzmög-
lichkeiten für Fahrradstationen,
Ladestationen für Elektrofahrzeu-
ge, Müllplätze, Wirtschaftshöfe,
Parkgaragen, sensible Anlagen,
usw. aber auch bei der Auswahl
der für den Anwendungszweck op-
timalen Kameras. Bei Interesse
stellen wir für einen begrenzten
Zeitraum auch eine Probestellung
kostenlos zur Verfügung.

Sicherheit durch Liveüberwachung für Kommunen

Das Leben am Land kann für jun-
ge Leute manchmal ziemlich lang-
weilig sein. Vor allem, wenn man
nicht gerne auf Zeltfeste geht oder
andere Musik hört. Als Sozialisti-
sche Jugend Niederösterreich set-
zen wir uns für ein vielfältiges ju-
gendkulturelles Angebot im ländli-
chen Raum ein. Deshalb veranstal-
ten wir mit unseren Orts- und Be-
zirksgruppen regelmäßig Veranstal-
tungen und Partys, damit das Leben
am Land noch bunter wird. Egal ob
Clubbings, Bandcontests oder Jam
Sessions, wir sorgen dafür, dass es
in Niederösterreich nie öd wird.

Mit unserer Jugendkulturschiene
restart.tc sind wir seit Jahren er-
folgreich in der Jugendkulturszene
verankert. Egal ob Skatecontest,
Beachvolleyballturniere im Rahmen
unserer BeachBattletour, Soapslide-
contests, Human Table Soccer oder
Bubble Soccer, wir setzen mit unse-
ren Angeboten Akzente, die nicht

Events für Junge in der Gemeinde

nur von Orts- oder Bezirksgruppen
der SJ, sondern auch von Orts- oder
Stadtparteien genutzt werden kön-
nen.

In letzter Zeit formieren sich im-
mer mehr Gastronomie-Initiativen,
die (Jugend-)Vereine anzeigen bzw.
ihnen in ihrer (jugendkulturellen)
Arbeit Steine in den Weg legen. Das
reicht von einem örtlichen Musik-
vereinsfest bis hin eben auch zu Ju-
gendveranstaltungen. Die profitori-
entierte Gastronomie-Industrie
fürchtet mehr und mehr um ihre
Einnahmen und Profite und hat als
leichte Opfer Vereine auserkoren. 

Gerade wir als Jugendorganisati-
on müssen uns für die Rechte von
jugendkulturellen Vereinen einset-
zen. Nicht nur bieten wir als SJ Ju-
gendlichen an, Feste von Jugendli-
chen für Jugendliche zu organisie-
ren, wir öffnen damit auch Nischen
abseits der Mainstream-Pop-Schla-
ger-Kultur, die zu kultureller Viel-

falt und einem aktiven Orts-/Stadt-
leben beitragen.

Als SJ stehen wir für eine belebte
Jugendkultur, die von Jugendli-
chen gestaltet wird. Junge Men-
schen sollen nicht nur Angebote
von Event-Unternehmen konsumie-
ren können, sondern ermächtigt
werden, selbst Jugendkulturange-
bote zu schaffen.

This page is powered by:

Jugendkultur ist mehr. Die SJ Niederösterreich setzt sich seit Jahren für die
Stärkung alternativer Jugendkultur im ländlichen Raum ein. Egal ob Veran-
staltungen, Sportaktivitäten oder inhaltliche Diskussionsveranstaltungen –
wir sind da, damit’s in NÖ nicht öd wird - ein Beitrag von Mirza Buljubasic.
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Das jährliche liebevoll ausgerichtete „Keltenfest“ zieht jährlich tausende Besucher an. Bürgermeister Johann Giefing
(im Bild rechts mit Schild als keltischer Stammesfürst) hat das Fest erfunden - und damit Schwarzenbach in ganz
Österreich bekannt gemacht.
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Zu Sommerbeginn portraitierte
die Gemeindebund-Journalistin
Carina Rumpold die drei aktuell
längstdienenden Bürgermeister
Österreichs: Peter Nindl, seit 38
Jahren BGM in Neukirchen (S),
Georg Bantel, seit 37 Jahren BGM
in Möggers (V) und  Johann Gie-

fing, seit 33 Jahren BGM von
Schwarzenbach (NÖ, Bez. WN-
Land). Hier Rumpolds gelungener
Report über den sympathischen
Niederösterreicher zum Nachlesen:

Johann Giefing musste im nie-
derösterreichischen Schwarzenbach
für seinen plötzlich verstorbenen

Vorgänger einspringen: „Das war
damals katastrophal. Mein Vorgän-
ger war erst ungefähr zwei Jahre im
Amt und starb innerhalb von 15 Ta-
gen im Alter von 44 Jahren. Die,
die das übernehmen sollten, woll-
ten das aber aus beruflichen Grün-
den nicht. Daher hat man einen

Hans Giefing: Vom jüngsten zum
dienstältesten Bürgermeister
Der Schwarzenbacher Johann Giefing zählt heute zu den drei dienstältesten
Bürgermeistern Österreichs. Aber als er den Job 1984 übernahm, war er öster-
reichweit der Jüngste in diesem Amt. Eine beachtliche und überaus erfolgrei-
che Politkarriere. Einige Jahre saß er sogar im Bundesrat. Und für den NÖ GVV
machte er sich mit seinemgroßen Fachwissen als Referent unentbehrlich.

Der junge Johann Giefing (r.) empfängt zu seinem Amtsantritt am 4. Oktober
1984 die Gratulation von NR Arnold „Noldi“ Grabner.

Giefing prägte die seine Heimat Ge-
meinde über Jahrzehnte so nachhal-
tig, dass Schwarzenbach in der Region
scherzhaft gerne „Giefinghausen“ ge-
nannt wird..

Pensionisten, Lehrer oder Gemein-
debediensteten gesucht. Und der
Gemeindebedienstete war ich.“

Giefings steile politische Karriere
zeichnete sich aber nicht nur aus
diesem Grund ab. Zwei Jahre davor
wurde er schon bei seinem ersten
Wahlantritt Vizebürgermeister. Sei-
ne kommunale Karriere begann er
aber nicht bei der Gemeinderats-
wahl, sondern schon im Jahr 1974
als er Gemeindesekretär im nieder-
österreichischen 960-Einwohner-Ort
wurde. „Meine Frau sagt immer: Du
bist verheiratet mit der Gemeinde.
Das stimmt wahrscheinlich bis zu
einem gewissen Grad auch. Schwar-
zenbach ist mein Leben“, erzählt er
schmunzelnd. 

Als er mit nur 31 Jahren zum
Ortschef gewählt wurde, waren sei-
ne Vorhaben eher grundlegender
Natur: „Ich wollte eine erstmalige

Kanalisation installieren, die Was-
serleitung erneuern und sämtliche
Infrastruktur wie einen Bauhof
oder einen Turnsaal für die Volks-
schule aufbauen.“ Seine Beschlüsse
im Gemeinderat sind seit 13 Jahren
einstimmig. Im Gemeinderat sind
derzeit 14 Mandate durch die SPÖ
und fünf durch die ÖVP besetzt.
„Bei uns setzen sich alle Parteien

für die Gemeinde ein. Da gibt es
keine Kinkerlitzchen.“ 

Auf die Kleinstrukturiertheit sei-
ner Gemeinde ist Giefing, der auch
von 2003 bis 2008 Mitglied des
Bundesrats war, stolz: „Wir haben
vier Wirte. 1987 wurde bei uns in
der Gemeinde die größte keltische
Wallanlage entdeckt. Für die Orga-
nisation des Keltenfests fanden sich

auf Anhieb 250 freiwillige Helfer.
Das gäbe es in der Stadt nicht.“ Be-
sonders stolz ist er auch darauf,
dass in seiner Zeit der Tourismus zu
einem Wirtschaftsfaktor wurde.
„Die Besuchszahlen haben sich von
null auf 20.000 gesteigert“, so der
64-Jährige. 

Was hat ihn immer wieder moti-
viert, sich der Wahl zu stellen? „Ich
gehöre einer Generation an, in der
hat man solche Funktionen aus
Idealismus und Überzeugung und
nicht wegen des Bezugs gemacht.
Wer aus finanziellen Gründen Bür-
germeister wird, soll lieber schon
gestern aufgehört haben und nicht
auf morgen warten.“ 

Mittlerweile wurde er acht Mal in
ununterbrochener Reihenfolge zum
Bürgermeister gewählt und konnte
seine Wahlergebnisse von Mal zu
Mal steigern. Zuletzt erhielt die SPÖ
in Schwarzenbach 73,54 Prozent.
Ob er bei der nächsten Gemeinde-
ratswahl nochmal kandidieren wird,
lässt er sich offen: „Ich habe es
nicht vor, aber das hatte ich bei der
letzten Wahl auch nicht. Ich will
mich aber auch nicht mit der Bahre
aus dem Amt hinaustragen lassen“,
ergänzt er mit Augenzwinkern.

Beeindruckend: Bei seinem er-
sten Wahlantritt steigerte er das Er-
gebnis für seine Partei um fast fünf
Prozent. Seither hat er bei jeder
Wahl immer mehr dazu gewonnen.

Acht mal angetreten und
immer dazu gewonnen!

Report
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Bis 2025 gehen, laut Salzburger
Nachrichten, 60 Prozent der Ärzte
in Pension. Immer mehr Gemein-
den haben große Schwierigkeiten,
frei werdende Kassenstellen für
niedergelassene Praktiker nach zu
besetzen. Immer weniger Medizi-
ner wollen sich den Job des klassi-
schen Landarztes noch antun.
Warum ist das aus Ihrer Sicht so?

Man muss das unterscheiden. In
Wirklichkeit haben wir derzeit die
höchste Ärztedichte in der Ge-
schichte überhaupt. Das heißt, wir
sind ständig darum bemüht, die
medizinische Versorgung auszu-
bauen. Wir haben in Niederöster-
reich derzeit 1.800 Vertragsärzte,
so viele wie noch nie. Das ist das
Eine. Die andere Seite ist, wenn es
da und dort einmal ein Problem
bei der Nachbesetzung einer frei
gewordenen Stelle gibt, dann wird
das gleich in den Medien breit ge-
treten. Aber wenn eine Nachbeset-
zung automatisch passiert, wo es
gleich drei oder vier Bewerber für
diese Planstelle gibt, dann geht
das medial völlig unter.

Weiters: Laut unseren Aufzeich-
nungen ist der Höhepunkt bei den
Pensionierungen längst überschrit-
ten, die große Pensionierungswelle
schon vorbei. Die Zahl der Salzbur-
ger Nachrichten stimmt also für
unseren Bereich der Vertragsärzte
mit Sicherheit nicht. Denn man
muss unterscheiden zwischen Ärz-

ten, die im Spital sind – diese ha-
ben mit uns als Vertragspartner
gar nichts zu tun – und denjeni-
gen Ärzten, wo wir Vertragspartner
sind. Dann muss man sich noch
anschauen: Vertragspartner versus
Wahlärzte. Wahlärzte werden

ebenfalls immer mehr. Also jetzt
von einer großen Krise zu reden,
das sehe ich nicht so.

Das heißt, der drohende Ärzte-
mangel ist nur von den Medien ge-
macht?

Nein, aber eine Überinterpreta-

tion. Meine Heimatstadt Gföhl hat
3.740 Einwohner. Wir hatten zwei
Vertragsärzte. Einer ist in Pension
gegangen. Für diese Stelle gab es
zwei BewerberInnen. Die Nachbe-
setzung war überhaupt kein Pro-
blem. Dass es in abgeschiedenen

Orten kurzzeitig bei der Nachbe-
setzung ein Problem gibt, kommt
ab und zu vor. Allerdings haben
wir nur weniger als ein Prozent der
Kassenstellen unbesetzt!

In einem KI-Interview argumen-
tierte eine niedergelassene Ärztin
u.a. damit, dass im Falle eines Ge-
meindearztes auf dem Land der
persönliche Zeitaufwand mit dem
Verdienst einfach nicht mehr zu-

sammenpasst. Auf der einen Seite
müsse der Landarzt bei Notfällen
oft Ersthelfer sein, den Herzin-
farkt am hintersten Bauernhof
versorgen während die Praxis vol-
ler Patienten ist – und auf der an-
deren Seite, seien die Tarife, die
die Krankenkasse für ärztliche Lei-
stungen bezahlt, oft nicht mehr
angemessen, zum Teil schon zehn
Jahre nicht mehr erhöht wor-
den…

Ich weiß nicht, woher diese Ärz-
tin ihre Informationen hat. Unser
Vertragspartner ist die Ärztekam-
mer, die macht mit uns die Tarif-
verhandlungen. Und wenn die
Frau Doktor mit der Tarifierung
nicht einverstanden ist, dann
braucht sie sich nicht über uns be-
schweren, sondern muss mit ihrer
Standesvertretung, also der Ärzte-
kammer reden. Denn in Nieder-
österreich ist es immer zu einer

„Immer eine sozialpartner-
schaftliche Einigung“

FACT-SHEET
Günter Steindl

Am 24. Mai 1972 in Krems
geboren, verheiratet.

Wohnhaft in Gföhl, wo er seit
1995 im Gemeindrat sitzt und

seit 2004 das Amt eines
Stadtrats inne hat. Kurz war er

auch Vizebürgermeister. Im
Herbst kandidiert Steindl auf
Platz drei der Wahlkreisliste

Waldviertel für den Nationalrat.
Im Brotberuf ist der gelernte

Maschinenschlosser und
ehemalige SPÖ NÖ-Landesge-
schäftsführer jetzt Direktor der

Niederösterreichischen
Gebietskrankenkasse.

sozialpartnerschaftlichen Einigung
gekommen. Aus meiner Sicht war
die Ärztekammer bei diesen Ver-
handlungen immer erfolgreich, ein
vertragsloser Zustand stand für die
Ärzte nie im Raum. Und bei den
Kinderfachärzten hat es sogar eine
überproportionale Erhöhung bei
der Leistungsabgeltung gegeben,
weil wir alle der Meinung waren,
dass wir in diesem Fachbereich et-
was aufzuholen hatten.

Als Krankenkasse können wir
aber nicht allen Forderungen der
Ärztekammer nach Erhöhungen
nachgeben, wir müssen auch die

„Das propagierte Landarzt-Sterben
können wir nicht nachvollziehen!“
Günter Steindl (45) ist Direktor der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse (NÖGKK)
und SPÖ-Stadtrat in der Kleinstadt Gföhl im Waldviertel. Im KI-Interview spricht Steindl über
das befürchtete Landarzt-Sterben in Österreich so wie die neuen Primärversorgungszentren
- wie sie aussehen und was sie leisten sollen.  

Starkes Interview
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Starkes Interview

anderen propagiert, können wir
von der NÖGKK überhaupt nicht
nachvollziehen. Wir haben heute
die höchste Ärztedichte und ein
gutes Gesprächsklima mit der Ärz-
tekammer, gerade auch wenn es da
und dort darum geht zusätzliche
Stellen zu schaffen – das passiert
immer im Einvernehmen mit der
Ärztekammer. Gemeinsam erarbei-
ten wir den so genannten Stellen-
plan, wo wir uns laufend anschau-
en, wo ist Bedarf an neuen Ärzten
oder eine Veränderung notwendig.

Interessen unserer Beitragszahler
wahren. Dabei geht es nicht nur
um die Tarifierung der Ärzte, son-
dern beispielsweise auch darum,
wie wir Medikamentenpreise regle-
mentieren können. Da ist uns auf
Bundesebene so einiges gelungen,
so dass die Steigerung bei den Me-
dikamentenkosten in den letzten
Jahren moderat war. Hier ist aus
meiner Sicht für die Versicherten
mehr zu holen, ohne dass die Ver-
sorgung leidet.

Auch Hausbesuche kommen im-
mer mehr aus der Mode. Wie viel
bekommt in NÖ ein niedergelasse-
ner Arzt für einen Hausbesuch?

Wie viel das im Einzelnen ist,
kann ich nicht sagen, weil sich das
immer aus mehreren Komponenten
zusammensetzt. Kilometergeld,
was genau hat der Arzt dann vor
Ort gemacht, welche Maßnahmen
wurden gesetzt, zu welchem Zeit-

punkt – Tag, Nacht oder Wochen-
ende – war die Visite und wie groß
war die Dringlichkeit?

Unsere Interviewärztin meinte,
sie bekomme rund 30 Euro für ei-
nen Hausbesuch…

Was die Ärzte bei uns abrechnen
ist jedenfalls mehr als 30 Euro.
Denn die Frage ist: Wann der Haus-
besuch gemacht wurde, mit wel-
cher Dringlichkeit und was dabei

an medizinischer Leistung er-
bracht wurde.

Zur Rettung der bedrohten ärzt-
lichen Grundversorgung wurde das
System der Primärversorgungszen-
tren, eine Art Gruppenpraxis, er-
dacht. 75 sind für ganz Österreich
vorgesehen…

Seit der Diskussion um die Ge-
sundheitsreform wissen wir alle,

dass das Teuerste im Gesundheits-
system der Besuch der Spitalsam-
bulanzen ist. Gemeinsam hat man
sich nun darauf verständigt, die
Anzahl an – nicht notwendigen -
Ambulanzbesuchen stark zu ver-
ringern. Das soll über den klassi-
schen, wohnortnahen Hausarzt
und solche Primärversorgungsein-
heiten passieren. Auch die telefo-
nische Gesundheitsberatung 1450,
wo man anrufen und medizini-
schen Rat einholen kann, spielt in
diesem Entlastungssystem für die
Spitalsambulanzen eine große Rol-
le – und diese Einrichtung ist übri-
gens schon recht erfolgreich.

Und wie genau werden diese
Primärversorgungszentren nun
aussehen?

In den neuen Primärversor-
gungseinrichtungen, abgekürzt
PVE, wird die hausärztliche Kom-
petenz durch diplomierte Kran-

„Das Teuerste ist der Besuch
einer Spitalsambulanz.“

kenpfleger und weitere Gesund-
heitsberufe wie Physio-, Ergo- oder
Psychotherapeuten und sogar So-
zialarbeiter ergänzt. 

Damit verbessert die PVE für Pa-
tienten die ärztliche Versorgung:
Die Öffnungszeiten werden durch
die Zusammenarbeit mehrerer Ärz-
te erweitert und die vorhandenen
Strukturen vernetzt und koordi-
niert. Heißt: Der Patient wird mit
seinen komplexen Bedürfnissen
nicht alleingelassen oder zwischen
den Gesundheitseinrichtungen
hin- und hergeschickt; auch die
persönliche Begleitung durch den
Arzt seines Vertrauens ist sicher
gestellt. Aber auch für die Ärzte
ist eine bessere Work-Life-Balance
möglich, gleichzeitig können sie
sich fachlich austauschen – damit
wird wiederum die Behandlung
noch verbessert.

Werden durch diese Zentren
Kassenjobs gestrichen?

Auch künftig werden Vertrags-
ärzte als praktische Ärzte wie ge-
wohnt tätig sein. Wo tatsächlicher
Bedarf herrscht, dort wird es im-
mer auch Planstellen geben.

Ein Aussterben des Landarztes,
so wie von der Ärztekammer und

Da geht es um Wartezeiten, um Pa-
tientenzahlen, um Zu- und Abwan-
derung der Menschen – auf all das
reagieren wir. Damit ist sicherge-
stellt, wir sind in NÖ in allen Re-
gionen optimal mit Kassenärzten
versorgt. Es muss den Ärzten aber
klar sein: Als Sozialversicherung
sind wir in erster Linie den Versi-
cherten verantwortlich. Wir haben
die Aufgabe, die Beiträge, die von
unseren Versicherten erwirtschaf-
tet werden, effizient und bestmög-
lich einzusetzen.

Fo
to

s:
 w

w
w

.fo
to

pl
ut

sc
h.

at

Starkes Interview



Kommunale Information
26

Kommunale Information
27

Am 21. Juni 2017 waren der
neue Präsident des Östeterreischi-
schen Gemeindebunds Alfred Riedl
und sein Vizepräsident NÖ GVV-
Präsident Rupert Dworak zu Gast
bei Bundespräsident Alexander
Van der Bellen in der Hofburg.
Ebenfalls dabei: Gemeindebund
Generalsekretär Walter Leiss. In
guter Arbeitsatmosphäre wurden
gemeinderelevante Themen be-
sprochen. Dworak nach dem Ter-
min: „Ein sehr angenehmer Besuch
- besonders in Zeiten, die für Ge-
meindevertreter ja alles andere als
leicht sind.“

„Kommunalgipfel“ in der Hofburg (v.l.): Generalsekretär Leiss, Präsident Riedl,
Bundespräsident Van der Bellen, Vizepräsident Dworak.

Der KI Buch-Tipp

Dem neuen Extremismus
das Wasser abgraben  
Politik ist das Bohren harter Bretter. Der politische
Populismus war das Trommeln auf diesen Bret-
tern. Der neue, demagogische Populismus ist ge-
fährlicher. Er wendet sich gegen Minderheiten,
setzt Grundrechte & Grundwerte außer Kraft.

Die Analyse von Autor Heri-
bert Prantl zeigt: Der demagogi-
sche Populismus ist die moderni-
sierte Form des alten Rechtsex-
tremismus. Er inszeniert sich als
mutiger Tabubrecher. In der In-
ternetwelt ist dies besonders
wirksam, weil die irrsten Attak-
ken und Ankündigungen die irr-
ste Verbreitung finden.

Was ist nun das beste Mittel

gegen Irr- und Wahnwitz? Der
Stolz auf die Kraft, den Geist,
die Gewitztheit und die prakti-
sche Nützlichkeit der rechts-
staatlichen Demokratie und ihrer
Werte. Das Buch handelt davon,
wie man die Bretter, die der Po-
pulismus auf die Gesellschaft
schleudert, zurückwirft.

Der Autor ist einer der streit-
barsten und wortgewaltigsten

So viele Präsidenten
in der Hofburg

deutschen Journalisten. Er ist
Mitglied der Chefredaktion der
Süddeutschen Zeitung und ver-
antwortet deren innenpoliti-
schen Teil.

„Gebrauchsanweisung für Po-
pulisten“ von Heribert Prantl er-
schien im Juni 2017 im ecowin-
Verlag. ISBN 13 9783711001306.
80 Seiten, gebunden. Format: 123
x 182mm, Preis: 14 Euro.

Info

Fo
to

s:
 P

rä
si

de
nt

sc
ha

fts
ka

nz
le

i/H
B

F/
Pe

te
r 

Le
ch

ne
r;

 e
co

w
in

 V
er

la
g



Kommunale Information
28

Kommunale Information
29

Um es gleich vorweg zu nehmen:
Mit Weinbau ist es hier nichts. Ra-
bensburg ist die einzige Gemeinde

im Weinviertel, in der es nicht ei-
nen Winzer gibt. 

„Wir sind eine typische Pendler-

gemeinde. Deshalb spielt sich das
Gemeindeleben hauptsächlich am
Abend und an den Wochenenden

und in unseren sehr aktiven Verei-
nen ab. Wir sind eine Gemeinde mit
hoher Lebensqualität und können
unseren BürgerInnen ein sehr at-
traktives Sport- und Freizeitange-
bot bieten. Wir sehen uns als Wohl-
fühlgemeinde, eingebettet in die
wunderbare, wildromantische Na-
turlandschaft der Thayauen.“,
meint Mag. Wolfram Erasim, seines
Zeichens HAK-Professor in Mistel-
bach und seit 1996 (!) Bürgermei-
ster in Rabensburg.

Sein Hauptproblem ist die Ab-
wanderung. 1971 hatte der Ort
noch mehr als 1.500 EinwohnerIn-

nen, heute sind es fast 500 weni-
ger. 2001 wurde das Weniger-Wer-
den in Hunderterschritten ein we-
nig abgefangen. 2011 gab es erst-
mals seit vielen Jahrzehnten wie-
der ein kurzfristiges Plus auf insge-
samt 1.127 EinwohnerInnen.  „Der
Hauptgrund für die rückläufige Be-
völkerungszahl ist unser mangeln-
des Job-Angebot “, weiß der Bür-
germeister. 

Es gibt vier Gemeindewohnungen
und keine Warteliste. Und nur ein
einziges Genossenschaftsprojekt
(GEBÖS) mit vier Reihenhäusern
und 13 Wohnungen wurde verwirk-

licht, die Schlüsselübergabe war
2008.

Erasim: „Unsere Bevölkerung ist
überaltet. Aber die Häuser von de-
nen, die wegsterben werden nun
gerne gekauft und renoviert. Das
bewirkt den Zuzug von Neben-
wohnsitzern, meist Leute aus Wien.
Und bei unseren Jungen ist es so:
Ein Teil bleibt im Ort wohnen und
pendelt zur Arbeit nach Wien. Der
andere Teil zieht weg. Immerhin
gibt es Züge, die fahren unter einer
Stunde von Rabensburg bis zum
Wiener Praterstern.“

Und noch etwas verschärft die

Rabensburg, Bezirk Mistelbach

Das Naturjuwel vor der Haustür
Die Marktgemeinde Rabensburg liegt abgeschieden an der Grenze zu Tsche-
chien und beschaulich an den atemberaubend schönen March-Thaya-Auen.
Trotz hoher Lebensqualitiät kämpft der Ort seit Jahrzehnten gegen eine stete
Abwanderung. Der Fall des Eisernen Vorhangs hat daran kaum was geändert.

Blick auf Rabensburg mit Pfarrkirche und Storch - wo es eine schöne Au gibt, ist auch Meister Adebar nicht weit.

Am 16. September ist das Museum bis 22 Uhr offen.Waschküche von Anno Dazumal im Rabensburger Museum.Fo
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Bild oben: das Rathaus. Bild links: Veranstaltung zum
Frauentag mit Bügermeister Wolfram Erasim (3.v.r.)

1 2

3

1 2 3 4Ortsbild von 2009, noch mit Postamt.        Jungstörche        Paddelspaß in der Au.       Hügelgrab aus der Hallstattzeit mit Feldkapelle.

4
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Situation:  Die Gemeinde verfügt
über keine eigenen Grundstücke,
die sie als Bauplätze zur Verfügung
stellen kann. Das soll sich nun än-
dern. Die Gemeinde kauft von pri-
vaten Grundbesitzern Ackerflächen
in Ortsnähe um elf Euro pro Qua-
dratmeter an, widmet diese zu Bau-
land um und verkauft sie wieder
um elf Euro. Nicht aufgeschlossen,
versteht sich bei diesem Preis. Das
hat in der Vergangenheit schon
funktioniert und soll nun auch wie-
der durchgezogen werden. „Bau-
grund für neue 10 bis 15 Einfamili-
enhäuser“ will der Bürgermeister so
wieder schaffen.

Rabensburg hat zwar nicht sehr
viele Arbeitsplätze und dement-

sprechend schwache Finanzen (be-
scheidene Kommunalsteuereinnah-
men von 16.800 Euro, der RA 2016
konnte nur durch Bedarfszuweisun-
gen ausgeglichen werden), kann
seinen Bewohnern aber trotzdem
eine gute Infrastruktur bieten: Es
gibt eine Bankfiliale mit Bankomat,
ein ADEG-Geschäft mit Postpartner-
stelle, einen Friseur, ein Cafè-Re-
staurant, ein Kaffeehaus, eine Bad-
Kantine, einen grade neu gebauten
Kindergarten und ein Wellness- und
Erlebnisbad mit angeschlossenem
Freizeitzentrum die „alle Stückeln
spielen“. Ein reges Jugendheim, das
die Jungen in Eigenverwaltung be-
treiben. Und Rabensburg hat noch
einen richtigen Gemeindearzt. Ei-

3

3 4

nen Praktiker mit Hausapotheke.
Kurios: Um die Apotheke führen zu
können, hatte der Arzt seine Ordi-
nation extra vom Gemeindeamt
zum Bahnhof verlegt, um die von
der Apothekerkammer geforderten
6.000 Meter Mindestdistanz zur
nächsten Apotheke einhalten zu
können. Doch die Kammer maß le-
diglich einen Abstand von 5.998,9
Meter - und verweigerte tatsächlich
die Genehmigung. Da wieherte der
Amtschimmel - und zwei Jahre
Streit folgten. 2006 erteilte die BH
dann doch der Hausapotheke den
Bewilligungsbescheid. Begründung:
Die Apothekerkammer hatte Luftli-
nie gemessen. Auf der Straße ist
der Abstand zwischen den beiden

Apotheken deutlich größer als
sechs Kilometer.

Rabensburg größtes Kapital ist
zweifellos der Naturpark. Die
March-Thaya-Auen gehören zu den
schönsten und interessantesten
Aulandschaften Mitteleuropas so-
wie zu den am besten gehüteten
Geheimtipps. Die Au bietet jede
Menge an Möglichkeiten: Ein Para-
dies nicht nur für Vögel und Biber -
auch für erlebnishungrige Wanderer
und Radfahrer. Diesseits und jen-
seits der Grenze gibt es viel zu ent-
decken und zu beobachten. Ver-
schlungene Wege und Fischersteige
laden zum Erforschen und Spatzie-
ren ein. Altarme bilden einen un-
vergleichlichen Lebensraum für vie-

le Amphibien, Wasservögel und
Wasserpflanzen. Die Rabensburger
Überschwemmungswiesen sind
nicht nur eine wahre Augenweide,
sie stellen auch einen wertvollen
Lebensraum für zahlreiche Vogelar-
ten und kostbare Pflanzen dar.

Hier bieten sich für die Gemein-
de auch Möglichkeiten im sanften
Tourismus. Tagestourismus, wohlge-
meint, denn bis jetzt verfügt der
Ort gerade mal über vier Gästebet-
ten. „Wenn ein Autobus voller Leu-
te kommt, erschrecken wir“, bringt
es der Bürgermeister scherzhaft auf
den Punkt. Rabensburg liegt auch
auf dem Natura Trail „March-Thaya-
Zwickel“ einer ganz besonders schö-
nen Drei-Länder-Route – ein beson-

1 Wildromatische Schönheit - die unberührten March-Thaya-Auen sehen noch selten stark nach Urwald aus. 
Die einstige Pracht des Schlosses auf einer Sondermarke. Eher a la Dornröschen: der Schlosszugang heute. 

1 2

4 2 3

Umfangreiches Angebot für Freizeitradler. Ein kleines Schmuckstück: die Pfarrkirche.
Ein Naturjuwel: die March-Thaya-Auen. Bgm. Erasim (r.) konnte Karin Scheele zur Eröffnung begrüßen.

deres Abenteuer für Radfahrer.
Infos im Internet unter:

https://www.natura2000amgru-
enenband.at/natura-trails/march-
thaya-zwickel/

Und hier noch ein Tipp: Am
Samstag, den 16. September, gibt
es im March/Thaya Raum den 9.
Tag der Museen. Mit einem Ticket
stehen einem von 10 bis 22 Uhr die
neun Museen der Region (Gemein-
den Schrattenberg, Bernhardsthal,
Rabensburg, Hohenau, Niederabs-
dorf, Sierndorf, Jedenspeigen,
Dürnkrut, Stillfried) offen. 

Partnergemeinde von Rabensburg
ist das tschechische Landshut. Ge-
meinsam werden viele kulturelle
und sportliche Veranstaltungen

1
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diesseits und jenseits der Grenze
organisiert. Bgm. Erasim: „Als der
Eiserne Vorhang fiel, ist auch bei
uns eine Euphorie entstanden. Nie-
mand hätte ein paar Wochen vor
dem 9. November 1989 daran ge-
dacht, dass das möglich sein werde.
Als die ersten Lockerungen kamen,
haben wir gleich versucht, Kontak-
te nach drüben aufzunehmen. Wir
sind dann schon am 5. Jänner 1990
mit einer Kinderfreunde-Delegation
nach Landshut in den dortigen Kin-
dergarten gefahren und haben Ge-
schenke mitgebracht.“

Landshut liegt zwar – durch den
Fluss getrennt -  in Luftlinie genau

gegenüber von Rabensburg – aber
damals war der Weg dorthin, über
den Grenzübergang Drasenhofen,
120 Kilometer weit. Der damalige
Rabensburger Bürgermeister Otto
Prokop war in Landshut noch gebo-
ren worden und in der Folge wurde
der tschechische Ort auch Partner-
gemeinde. Heute ist der nächste
Grenzübergang mit Hohenhau ganz
nah – aber der führt mittlerweile in
die Slowakei. Der Weg ins tschechi-
sche Landshut über den Grenzüber-
gang Reintal ist heute rund 30 Kilo-
meter weit. Landshut hat rund
4.000 Einwohner und ist mittler-
weile Stadt geworden.

7

FACT-SHEET
Rabensburg

Marktgemeinde im 
Bezirk Mistelbach,  Weinviertel.

Einwohner: 1.094, 
plus 334 Zweitwohnsitzer.

Fläche: 20,14 km2 (davon 4,23% 
bewaldet), Seehöhe: 168m 

Gemeinderat (19 Mandate):
16 SPÖ, 3 ÖVP.

Auszeichnungen:
seniorenfreundliche Gemeinde
2005 und 2015; ausgezeichnete

Projekte „Kinder ohne Grenzen“
und „Familien ohne Grenzen“.

Besonderheiten:
Rabensburg ist Mitglied im Regio-

nalverband March-Thaya-Auen
und im Verband Weinviertler Drei-
länderdreieck. Teil des Gemeinde-

gebietes sind die March/Thaya-
Auen mit ihrer einzigartigen Flora
und Fauna. Der Nationalpark bie-
tet den Anwohnern und Gästen

ein perfektes
Naherholungsgebiet. Man kann in
Rabensburg ausgezeichnet Wan-

dern, Radfahren, Paddeln und
Fischen. Auch Vogelbeobachter

kommen auf ihre Kosten: Hier gibt
es auch

Kaiseradlersichtungen.
Wellness- & Erlebnisbad mit Was-

serrutsche, Beachvolleyball. Ange-
schlossenes Freizeitzentrum mit
Kinderspielplatz, Tennisplätzen,

Sportplatz, Skateranlage und
Streetsoccerplatz.

Fischteich für Kinder.
Schloss; Hügelgräber aus 
der Hallstattzeit; Museum.

81 2
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Der Beachvolleyballplatz im Frei-
bad ist überaus beliebt.

Immer wieder Kleinode: hier eine
Statue hinter der Kirche.

Ja, sogar Lamas fühlen sich hier
bei einem Bauern wohl.

Bgm. Erasim mit einer netten
Skulptur des Wappentiers.

Der Specht ist nur einer von vielen
gefiederten Auwald-Bewohnern.

Bei Jung und Alt beliebt: das
Preisfischen.

Das Freibad liegt direkt neben ei-
nem natürlichen Gewässer.

Zillen sind in der Au goldrichtig.
Auch die FF übt hier das Fahren.
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Digilight-Stele
in Niederöster-
reich (Kloster-
neuburg). 
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Digitalisierung ist das Schlagwort
unserer Zeit - dieser Trend setzt sich
nun auch im Out-of-home Bereich
fort. Ob als Werbemedium an beleb-
ten Plätzen, als Stadt- und Touri-
steninformation mit Touchscreen
oder als Eventmedium - digitale Prä-
sentation, Kommunikation & Inter-
aktion sind einfach nicht mehr weg-
zudenken. 

Und darauf setzt die Firma Digi-
light und bietet den Gemeinden
konkrete Kooperationen an. Digi-
light wurde 2010 in Niederöster-
reich gegründet und betreut bzw.
betreibt erfolgreich mittlerweile
über 300 digitale Werbescreens in

ganz Österreich (51 Screens werden
hiervon bereits in Niederösterreich
bespielt). Somit gilt Digilight als
Marktführer in Österreich in der
modernsten aller Werbeformen mit
der höchsten Reichweite. Bekannt-
heit hat sich Digilight vor allem
durch die Präsenz auf österreichi-
schen Bahnhöfen mit einer Gesamt-
frequenz von 806.000 Personen pro
Tag erarbeitet. 

Der digitale, innovative Werbe-
träger wird im Burgenland produ-
ziert und von Wien aus in ganz
Österreich betreut. Digilights finden
sich mittlerweile insbesondere auf
Bahnhöfen, in Fußgängerzonen

und an stark frequentierten Plät-
zen.

Die Digilight-Stelen sind mit ta-
geslichttauglichen mindestens 47“
LCD-Screens ausgestattet, über die
vom Standbild bis zum Video alle
Werbeformen abgespielt werden
können.

Die Vorteile der Info-Säulen für
Kommunen, aber auch für Touri-
sten: Digilight kann überall einge-
setzt werden, wo zielgruppenorien-
tierte und aktuelle Information ge-
fragt ist. Zum Beispiel in Stadt-
oder Gemeindezentren, an öffentli-
chen Plätzen, Bahnhöfen oder Bus-
haltestellen in Tourismusregionen

Kommunale Kommunikation 
im öffentlichen Raum wird digital 
Ob Amtstafel mit umfangreichem Bürgerservice, Info-Tafel für Touristen oder
schlicht eine gut platzierte Werbefläche - die Anwendungsmöglichkeiten
der Bildschirme der Firma Digilight im öffentlichen Raum sind breit gefä-
chert - und für Gemeinden überaus attraktiv.

Der Digilight-Schirm im Wiener Wurstelprater dient vor allem als Infoscreen
für Touristen und Besucher.

oder bei Tourismusverbänden. In
Hotels, Museen, Vinotheken oder
Krankenhäusern kann eine Indoor-
Variante die Infocenter ergänzen
oder verstärken. 

Alles schnell, aktuell und ein-
fach.  Über einen Touch-Screen, also
einen bedienbaren Bildschirm, kön-
nen Informationen auf einem mo-
dernen Digilight von sechs Uhr mor-
gens an bis Mitternacht jederzeit
abgefragt werden.

Weiters kann das Digilight als
perfekte Werbeplattform für regio-
nale Betriebe genutzt werden. Ge-
meinden unterstützen mit der In-
stallierung die heimische bzw. örtli-
che Wirtschaft. Selbstverständlich
können auch von überregionalen
Kunden Werbeeinschaltungen aus-
gestrahlt werden, um über Aktio-
nen und Events in ganz Österreich
zu informieren. 

In speziellen Werbeaktionen und
mittels Kennenlernangeboten, auch
in Zusammenarbeit mit der Gemein-
de, werden regelmäßig ortsansässi-
ge Unternehmen angesprochen, um
auf den Stelen zu werben, damit
heimische Betriebe gestärkt und

unterstützt werden.  
Digilight-Geschäftsführer Kurt

Schügerl: „Wir können Angebote
und Werbebotschaften österreich-
weit mit einem Mausklick innerhalb
von Minuten verbreiten. Besonders
faszinierend finde ich die Möglich-
keiten unserer digitalen Plakate.
Bewegte Bilder, Interaktivität über
QR-Code, Bluetooth und teilweise

Touchscreens schaffen neue, kreati-
ve Formen der Außenwerbung, die
bisher noch nicht möglich waren -
und das in einer hervorragenden
Qualität!“ 

Die neueste Entwicklung heißt
Digiboard, die digitale Outdoor-
Großfläche dorthin geht der Trend.
Schügerl: „Unsere Digiboards sind
LED-Videowalls von 7m² – 40m². Sie
wirken bei den vorbeifahrenden
Sichtkontakten bereits bei der Ein-
fahrt in den Ort/Gemeinde, auf
Hauptstraßen oder frequenten
Standorten beeindruckend. Und sie
lassen die Gemeinde, sowie deren
regionale Betriebe modern erschei-

nen. Kein chaotischer Schilderwald
mehr, sondern Markenbotschafter
mit sauberen Erscheinungsbild. Und
stets aktuellem Inhalt, zum Beispiel
regionale Feste, kulturelle und
sportliche Ereignisse, oder auch den
ortsansässigen Heurigenkalender
mit Format.“

Viele niederösterreichische Ge-
meinden haben sich bereits für eine
erfolgreiche, moderne und vor allem
nachhaltige Zusammenarbeit ent-
schieden. Bei Fragen und Interesse
daran, eine kostenlos zur Verfügung
gestellte Stele zu installieren - siehe
Kontakt unten. 

Werbemöglichkeiten, die
es bis jetzt noch nie gab

Report

INFO-BOX

Angebot an die Gemeinden:
Digilight stellt eine digitale Stele

mit einem oder zwei Screens
kostenlos zur Verfügung.

Die Gemeinde stellt einen Aufstell-
platz an einem gut frequentierten
Ort inkl. Stromanschluss kostenfrei
zur Verfügung, dafür bekommt die
Gemeinde 25% der gesamten Sen-
dezeit als Bürgerinformation zur

freien Verfügung. Nachdem die An-
lagen durch Werbeeinschaltungen
vollständig finanziert sind (ca. 4

Jahre) erhält die Gemeinde
quartalsweise 10% des netto

Werbeumsatzes zusätzlich zur Sen-
dezeit vergütet. Digilight spielt
diese Inhalte kostenfrei ein und

sorgt für einen reibungslosen
Betrieb der Screens. Die

Finanzierung erfolgt über
Werbeausstrahlungen aus dem digi-

light Werbenetz. Für Gemeinden
mit mehr als 10.000 Einwohnern
stattet Digilight zusätzlich einen
Screen mit Touchfunktion aus.

Kontakt und Infos:
Mag.a Verena Feiertag

Digilight Werbe- und Netzwerk
GmbH, Tech Park Vienna,
Gutheil-Schoder-Gasse 17

A-1230 Wien
Tel:       +43 699 1997 1037
Fax:      +43 1 996 2005-90

E-Mail:  feiertag@digilight.at
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„Grundlegende Einstellungen
und Gewohnheiten für gesundes
Verhalten entwickeln sich in den
ersten Lebensjahren, deshalb legen
wir besonderen Wert auf Gesund-
heitsförderung, sowohl bei unseren
KundInnen, d.h. Kindern und El-
tern, als auch bei den Mitarbeite-
rInnen“, betont Prof. Ewald Sacher,
Präsident der Volkshilfe NÖ.

Im Bereich der Kinderhäuser gibt
es viele Anstrengungen, Kinder da-
bei zu begleiten, stark und gesund
groß zu werden. Diese wurden nun
gebündelt und regelmäßig ausge-
wertet. Das Ergebnis ist ein Güte-
siegel für alle Kleinkind- und viele
Schulkind-Betreuungseinrichtun-
gen der SERVICE MENSCH GmbH. 

„Der Kriterienkatalog umfasst
die Themen Bewegung, Entspan-

nung, Ernährung, Körperpflege und
Kunst“, erklärt MMag.a Maria Pan-
zenböck-Stockner, Bereichsleiterin
Dienstleistungen, „Ziel ist es, den
Kindern und deren Eltern zu garan-
tieren, dass wir ihre Kinder aktiv
unterstützen, gesund zu bleiben“. 

Die gemeinnützige Betriebsge-
sellschaft SERVICE MENSCH GmbH
der Volkshilfe NÖ betreibt seit den
1980er-Jahren in guter Zusammen-
arbeit mit den Gemeinden rund 80
Klein- und Schulkind-Betreuungs-
einrichtungen (Kinderhäuser) im
Land, in denen derzeit 300 Mitar-
beiterInnen 2.500 Kinder betreuen.

Sie wollen ein „Gesundes Kinder-
haus“ in Ihrer Gemeinde?

Die Expertinnen bringen von Be-
ginn an ihre Erfahrungen und Fach-
kenntnisse ein. Die Zusammenar-

Erstmals wurden in Krems jene Gemeinden und Kinderbetreuungs-Einrich-
tungen der Volkshilfe NÖ mit einem Gütesiegel ausgezeichnet, die die
strengen Kriterien für ein „Gesundes Kinderhaus“ erfüllten. 50 Kinderhaus-
Teams und viele GemeindevertreterInnen waren bei der Verleihung dabei.

Siegel „Gesundes Kinderhaus“

beit reicht von der Bedarfserhe-
bung bis zur Elterninformation,
Akquise von zu betreuenden Kin-
dern, organisatorischen Vorberei-
tungen wie Suche nach geeignetem
Objekt, Adaptierung der Räumlich-
keiten, Bewilligung durch das Land
NÖ. Die Service Mensch GmbH un-
terstützt bei allen Prozessschrit-
ten, manche davon werden übli-
cherweise zur Gänze Übernommen
wie z.B. die Suche nach geeigne-
tem Personal, die Einreichung beim
Land NÖ, die Vertragsgestaltung
mit der Gemeinde.

***
Infos und Kontakt über:

Mag.a Karola Grill-Haderer, Tel.
02622 / 82200-6310

E-Mail: kids@noe-volkshilfe.at 

INFO-BOX

Gemeinden mit einem
„Gesunden Kinderhaus“:

Amstetten, Blumau, Bruck/L.,
Eggendorf, Engelhartstetten,

Ennsdorf, Enzesfeld-
Lindabrunn, Felixdorf, Gänsern-

dorf, Götzendorf, Hainburg,
Haslau/Maria Ellend, Herzogen-

burg, Himberg, Hollabrunn,
Klein Neusiedl, Klosterneuburg,
Korneuburg, Krems, Lanzendorf,

Leopoldsdorf/W.,
Leopoldsdorf/M., Mannersdorf,

Marchegg, Möllersdorf,
Nußdorf/T., Payerbach, Potten-
stein, Pitten, Retz, Sollenau, St.
Andrä-Wördern, St. Pölten, St.
Valentin, St. Veit/G., Stetten,

Strasshof, Ternitz, Traiskirchen,
Tulln, Vösendorf, Wr. Neustadt,
Wienerwald, Wieselburg, Zeisel-

mauer, Zwölfaxing
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Die Auszeichnung mit der Plakette „Gesundes Kinderhaus“ ist ein zusätzlicher
Baustein für gute Kinderbetreuung in den niederösterreichischen Gemeinden.
Am Bild, v.l.: Bereichsleiterin Dienstleistungen Volkshilfe NÖ MMag.a Maria
Panzenböck-Stockner, Präsident der Volkshilfe NÖ Prof. Ewald Sacher, Leite-
rin Tagesbetreuungseinrichtung Krems Andrea Friedrich, Bgm. Dr. Reinhard
Resch (Krems).

Frauen haben viele Aufgaben zu
bewältigen, im Job und in der Fa-
milie. Oft sind sie auch für die
Pflege naher Angehöriger verant-
wortlich.  Dabei sollen sie aber
nicht auf ihre eigene Gesundheit
vergessen. Im Sommer waren die
SPÖ-Frauen in ganz Österreich un-
terwegs und suchten das Ge-
spräch: in den Bezirken, in den
Gemeinden, in Parks, bei Hausbe-
suchen, bei Frauengesundheitsta-
gen und so auch beim Frauenfrüh-
stück im REDpoint St. Pölten.  Als
Gäste konnte Frauen- und Gesund-
heitsministerin Pamela Rendi-Wag-
ner, Landesfrauenvorsitzende Elvi-
ra Schmidt, Landesparteivorsitzen-
der Franz Schnabl, Nationalrat An-
ton Heinzl, LAbg. Doris Hahn und
Stadträtin BFV Renate Gamsjäger

begrüßt werden. „Wir wollen er-
zählen, was gut funktioniert. Wir
wollen aber auch auf die Dinge
aufmerksam machen, die verbes-
sert werden müssen. Unser Ziel ist
eine erstklassige Medizin für alle“,
so Elvira Schmidt, „Wie wichtig
Gesundheit ist, wird uns ja erst
dann wirklich bewusst, wenn

Krankheit und Schmerzen unsere
Lebensqualität einschränken.“ 

„Österreich hat eines der besten
Gesundheitssysteme der Welt. Als
Gesundheitsministerin setze ich
alles daran, die hervorragende me-
dizinische Versorgung für die Zu-
kunft zu erhalten und gezielt wei-
ter zu entwickeln. Zeitgemäße
Strukturen im Gesundheitssystem,
die sich am Alltag der Menschen
orientieren, haben dabei für mich
oberste Priorität. Dafür braucht es
eine enge und konstruktive Zu-
sammenarbeit mit allen Partnerin-
nen und Partnern des Gesund-
heitswesens“, so Gesundheitsmini-
sterin Pamela Rendi-Wagner.

Infos zur Aktion und Flyer mit
Gesundheitstipps gibt es unter
www.frauen.spoe.at/gesundheit.

„Ich schau auf mich!“ - eine Aktion der SP-Frauen

Beim Frauenfrühstück in St. Pölten
(v.l.): Franz Schnabl, Pamela Rendi-
Wagner, Doris Hahn, Elvira Schmidt. 
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Der Gemeinde-Rat§

Mit dem Beschluss im Landtag
am 22. Juni  wurden neben dem
NÖ Landesbürgerevidenzengesetz
auch  die Nö Gemeindeordnung
1973 und das NÖ Stadtrechtsorga-
nisationsgesetz geändert. Ein Teil-
aspekt ist dabei, dass es in der
nächsten Legislaturperiode nicht
mehr möglich ist, dass Personen in
zwei Gemeinden ein Gemeinderats-
mandat haben können. Betroffene
müssen sich vor der konstituieren-
den Sitzung entscheiden, in wel-
cher Gemeinde sie das Gelöbnis lei-
sten wollen. Außerdem müssen
Bürgermeister künftig in der Ge-
meinde, in der sie politisch tätig
sind, auch ihren Hauptwohnsitz
haben. 

Die Änderungen im Landesbür-
gerevidenzengesetz sind bereits
teilweise mit  1. Juli 2017 in Kraft
getreten. Wesentlichen Änderun-
gen sind Anpassungen an bundes-
rechtliche Vorschriften, die Einfüh-
rung eines Wählerevidenzblattes,
Mitwirkungspflichten der Bürger,
Klarstellungen im Berichtigungs-
verfahren, Anhebung der Pauschal-
beträge für die Gemeinden und
Strafbestimmungen. Die Novelle
legt den Gemeinden auch Prüf-
und Berichtigungspflichten auf,
die die Kontrolle der  Zweitwohn-
sitzer bis 30.9.2017 betreffen.

Änderungen NÖ Gemeindeordnung
1973 und STROG

Gleich vorweg: die Änderungen
gelten erst ab der nächsten Ge-
meinderatswahl 2020.  In § 40 Abs.
2 wurde die für Ortsvorsteher be-
reits bis dato maßgebliche Bestel-
lungsvoraussetzung des Haupt-
wohnsitzes im betreffenden Ortsteil
durch den ausdrücklichen Verweis
auf die im Meldegesetz 1991 vorge-
nommene Begriffsdefinition un-
missverständlich klargestellt.  Dem-
nach können nur Gemeindemitglie-
der bestellt werden, die das passive
Wahlrecht zum Gemeinderat besit-
zen und ihren Hauptwohnsitz in
dem Ortsteil haben, für den sie be-
stellt werden sollen.

Durch die neue Regelungen in §
97 Abs. 5 und § 110 Abs. 2 lit. d
wird es ausgeschlossen, dass diesel-
be Person in mehr als einer nieder-
österreichischen Gemeinde die
Funktion als Gemeinderatsmitglied
ausüben kann. Der betreffenden
Person kommt dabei freilich das
Recht auf Entscheidung zu, in wel-
chem Gemeinderat sie sich angelo-
ben lassen möchte. Mit der ersten
Angelobung ist die Entscheidungs-
möglichkeit nicht mehr gegeben.
Auf Mandate in anderen Gemein-
den, in die er gewählt wurde, muss
der Bewerber verzichten und er ist

in diesen Gemeinden aus der Liste
der Ersatzmitglieder zu streichen.
Ein dennoch geleistetes Gelöbnis in
weiteren NÖ Gemeinderäten ist
rechtswidrig und stellt einen den
Verlust des/der nach dem zeitlich
ersten Gelöbnis angenommenen
Mandats/Mandate begründenden
Sachverhalt dar (§ 110 Absatz 2).
Weiters müssen Bürgermeister und
Gemeindevorstandsmitglieder
(Stadträte) ab der nächsten Wahl in
der Gemeinde, für welche sie in die-
se Funktion gewählt wurden, ihren
Hauptwohnsitz haben (§ 98 Abs. 1
NÖ Gemeindeordnung 1973). Die
den Verlust des Amtes des Bürger-
meisters bzw. Gemeindevorstands-
mitglieds (Stadtratsmitglieds) bzw.
Stadtsenatsmitgliedes als Rechtsfol-
ge nach sich ziehenden Amtsver-
lustgründe wurden in §111 Abs.2
und 3 ergänzt. 

Alle genannten Änderungen  tre-
ten nach der nächsten allgemeinen
Gemeinderatswahl im Jahr 2020 in
Kraft. Die dargestellten Änderun-
gen  wurden inhaltlich gleich auch
im NÖ Stadtrechtsorganisationsge-
setz geändert. Dort betreffen die
Änderungen § 78 Abs. 5, § 79 Abs.
2, § 91 Abs. 2 und § 92 Abs. 2 und
3 und § 101 Abs. 4. Im NÖ STROG
sind die Änderungen frühestens am
1. Jänner 2018 und danach mit

dem jeweiligen Beginn der Funkti-
onsperiode nach der darauf folgen-
den Gemeinderatswahl anzuwenden
(wie Gemeindeordnung).

NÖ Landesbürgerevidenzengesetz-
Zweitwohnsitzüberprüfung

Bei den normierten Prüf- und
Berichtigungspflichten der Gemein-
den zwischen 1. 7. 2017 – 30. 9.
2017 hat die Gemeinde nur
tätig zu werden, wenn der
Bürger in der Gemeinde
keinen Hauptwohnsitz hat.
Diese Überprüfungen dient
dazu, bei zukünftigen Wah-
len die Qualität der Wähler-
verzeichnisse schon im Vor-
feld einer Wahl zu optimie-
ren, um bei Berichtigungs-
und Beschwerdeverfahren
für die entscheidenden Be-
hörden nachvollziehbare
Grundlagen zu schaffen.
Die Gemeinden wurden ver-
pflichtet, die bestehenden
Eintragungen in die Lan-
des- und/oder Gemeinde-
Wählerevidenz (sogenannte
„Altfälle“ – wo kein Haupt-
wohnsitz besteht) ab 1. Ju-
li 2017 bis spätestens 30.
September 2017 durch die
Kontaktaufnahme mit den
betroffenen Bürgern zu
überprüfen. Dabei muss das
Wählerevidenzblatt ver-
wendet werden. Stellen die
Gemeinden bei diesen Überprüfun-
gen fest, dass die Voraussetzungen
für bestimmte Eintragungen nicht
mehr vorliegen, sind die Landes-
und/oder Gemeinde-Wählerevidenz
zu berichtigen. Es besteht dabei ei-
ne Mitwirkungspflicht des Zweit-
wohnsitzers, allerdings darf das
Nichtausfüllen des Wählerevidenz-
blattes nicht sofort dazu führen,
dass die Behörde daraus automa-
tisch einen fehlenden Wohnsitz ab-
leitet. Hier müssen weitere Ermitt-
lungen folgen. Sollte der Bürger

mit der Entscheidung nicht einver-
standen sein, dann kann er einen
Berichtigungsantrag stellen auf
Aufnahme in die Landes-Wählerevi-
denz/oder Aufnahme in oder Strei-
chung aus der Gemeinde-Wählerevi-
denz. Über diese Anträge (behördli-
ches Verfahren) hat jetzt die Ge-
meindewahlbehörde zu entschei-
den, gegen ihre Entscheidung be-

steht die Möglichkeit eines Be-
schwerderechtes an das Landesver-
waltungsgericht. 

Sinn der Überprüfung
Das Vorliegen eines ordentlichen

Wohnsitz unterliegt immer einer
Einzelfallprüfung (Gesamtschau).
Er ist an jenem Ort begründet, wel-
chen die Person zu einem Mittel-
punkt ihrer wirtschaftlichen, beruf-
lichen oder gesellschaftlichen Betä-
tigung zu gestalten die Absicht
hatte. Dies bedeutet allerdings

nicht, dass die Absicht dahingehen
muss, an dem gewählten Ort für im-
mer zu bleiben; es genügt, dass der
Ort nur bis auf weiteres zu diesem
Mittelpunkt frei gewählt worden
ist. Daher müssten die Landes- /Ge-
meindewählerevidenzen bei Zweit-
wohnsitzer eigentlich vor jeder
Wahl regelmäßig auf ihre Aktuali-
tät überprüft werden, was aber in

der Vergangenheit in der
Praxis nicht stattfand. Bei
der letzten Gemeinderats-
wahl im Jänner 2015 kam
es bereits zu großen Pro-
blemen deswegen. Die hohe
Zahl an Verfahren in kürze-
ster Zeit war aufgrund der
Einzelfallüberprüfung für
das Landesverwaltungsge-
richt nur unter extremen
Anstrengungen zu bewälti-
gen, die  Grenzen der Lei-
stungsfähigkeit des Gerich-
tes  wurden erreicht. 

Daher wurden  jetzt den
Gemeinden die Überprü-
fung der Zweitwohnsitzer
vorgeschrieben:  Zweit-
wohnsitzer dürfen in Zu-
kunft nicht mehr automa-
tisch bei Landtags- und Ge-
meinderatswahlen wählen,
sondern müssen wirtschaft-
liche, berufliche oder ge-
sellschaftliche Interessen
in der jeweiligen Gemeinde
begründen. Von der Ände-

rung sind etwa 120.000 Zweitwohn-
sitzer in Niederösterreich betroffen
- vor allem Wienerinnen und Wie-
ner, die in Niederösterreich einen
Nebenwohnsitz haben, aber auch
all jene, die zwei oder mehrere
Wohnsitze in Niederösterreich ha-
ben. Ein Nichtausfüllen des Formu-
lars führt nicht zwangsläufig zum
Verlust des Wahlrechts, mit dem
Ausfüllen des Formulars kann man
jedoch dazu beitragen, sein Wahl-
recht als Zweitwohnsitzer  zu si-
chern. 

Wahlrechtsänderungen –
insbesondere  auch in der
NÖ Gemeindeordnung 
Ab der nächsten Gemeinderatswahl ist es ua.  nicht
mehr erlaubt, in mehreren Gemeinden ein Ge-
meinderatsmandat auszuüben. Außerdem müssen
Bürgermeister und Mitglieder des Gemeindevor-
standes künftig in der Gemeinde, in der sie poli-
tisch tätig sind, auch ihren Hauptwohnsitz haben.

von Mag.a Sabine Blecha
Juristin des Verbandes
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Die Vorgeschichte
Sehr oft beklagten die örtlichen

und regionalen Unternehmer gegen
die österreichweit oder internatio-
nal tätigen Konkurrenten kaum
Chancen zu haben, wenn die Ver-
gabe nur über den Angebotspreis
vorgenommen wird. Noch dazu
setzten diese in den letzten Jahren
ihren Fokus auch auf den Markt der
Investitionen kleinerer Gemeinden.
So kam es zu einer noch schneller
drehenden negativen Preisspirale
nach unten, bei der die KMUs und
Kleinunternehmer teilweise nicht
mehr mithalten konnten, ohne ih-
re wirtschaftliche Basis in Gefahr
zu bringen. So setzte sich der Klub
der SPÖ PS (Projekt Seitenstetten)
seit 2015 intensiv für die Anwen-
dung der damals laufenden Sozial-
partnerinitiative „Faire Vergaben“
ein. Als Zuzugsgemeinde hat die
Gemeinde zahlreiche Investitionen
gerade im Baubereich zu stemmen
und sie sollte sich deshalb für die-
se Initiative interessieren.

Beschluss im Gemeinderat Februar
2016

Als absehbar war, dass das Bun-
desvergabegesetz 2006 – BVergG
2006 mit Wirkung zum 1.3.2016
die Bestbieterelemente stärken
wird, war es klar, dieses Prinzip

soll, in der Gemeinde ebenfalls an-
gewendet werden. So brachten wir
als SPÖ PS Klub das Thema in die
Gemeinde bewusst ein. Am 25. Fe-
bruar 2016 stellte unser Klubvor-
sitzende den Tagesordnungspunkt
„Grundsatzbeschluss über Bestbie-
terprinzip im Vergaberecht“ vor,
der dann einstimmig angenommen
wurde. Die formulierte Zielsetzung
war: „Der Gemeinderat der Markt-
gemeinde Seitenstetten beschließt,
bei allen Verfahren, die dem öster-
reichischen Vergaberecht gemäß
Bundesvergabegesetz 2006 in der
jeweils gültigen Fassung unterlie-
gen, das Bestbieterprinzip zur An-
wendung zu bringen.“

Weitere Festlegungen im Gemein-
derat April 2016

Obwohl im Februar der Grund-
satzbeschluss beschlossen wurde,
das Bestbieterprinzip zur Anwen-
dung bringen zu wollen, wurde von
der Mehrheitspartei versucht, bei
der Vergabe der Straßenbauarbei-
ten 2016, die Ausschreibungs- und
Vergabebedingungen aus dem Jahr
2015 weiter zu übernehmen. Das
führte zu größeren Diskussionen,
weil damit die eigenen Festlegun-
gen nicht eingehalten werden.
Schließlich einigte man sich die
Straßenbauarbeiten 2017 erstmals

im Bestbieterprinzip zu vergeben.
Die Fraktion SPÖ PS erkannte die
geringe Kenntnistiefe von der Ma-
terie und stand die Zeit zu, damit
sich die politischen Verantwor-
tungsträger, mit dem Bestbieter-
prinzip beschäftigen können. Für
unseren Klub war klar, dass es oh-
ne ein Kennenlernen der Prinzi-
pien nicht möglich ist, eine kor-
rekte Vergabe nach dem BVG zu
machen. 

Vorbereitungen und SPÖ PS Best-
bieteranalyse

In den nachfolgenden Monaten
besprachen die zuständigen Aus-
schüsse mit Experten aus dem Bau-
bereich vertiefend die Bestbieter-
systematik. Parallel dazu hat der
SPÖ PS Klub eine Analyse der Best-
bieterkriterien, als eine Art Zusam-
menfassung und der bisherigen Er-
kenntnisse erstellt. Diese steht un-
ter: http://www.seitenstetten.spo
e.at/sites/test.noe.spoe.at/files/b
estbieter_analyse_erkenntnisse_id
een_spoeps.pdf zum Downloaden
bereit. 

So wurde auch sichtbar, dass es
ohne intensives Beschäftigen mit
der Materie nur eine langsame Be-
reitschaft zur Anwendung gibt. Da-
her strebte der Klubvorsitzende ei-
nen Infoabend zum Bestbieterprin-

zip an, der von den Sozialpartnern
und den Gemeindevertreterverbän-
den getragen sein sollte.

Bestbieter-Info-Abend März 2017
Die Besucheranzahl zeigte das

große Interesse an der Thematik.
Der Referent DIng. Mag. Daniel
Deutschmann von der Heid Schiefer
Rechtsanwälte OG stellte die Inhal-
te des BVG unter dem Titel „Das
neue Bestbieterprinzip für Gemein-
den“ vor. Dabei ging er vorab kurz
auf die Hintergründe und die frü-
here Entwicklung des BVG ein. Eini-
ge Punkte aus seinem Referat sind: 

Die Schwächen beim Billigstbie-
terprinzip sind das „Preisdumping“
auch unter seriösen Bietern - Kein
Schutz der Bieter vor Unterpreisen
der Konkurrenz, weil die vertiefte
Angebotsprüfung in der Praxis (bis-
her) kein Erfolgsmodell ist - Weiter-
gabe des Preisdrucks in der Arbeit-
nehmerkette (Lohn-und Sozialdum-
ping).

Mit der Novelle des BVG gilt die
einheitliche Regelung für Ober-und
Unterschwellenbereich und alle
Auftragsarten - Generelle Pflicht
zum Bestangebotsprinzip für öf-
fentliche Auftraggeber und Sekto-
renauftraggeber – Billigstangebot-
sprinzip nur zulässig, sofern Quali-
tätsstandard der Leistung durch
den Auftraggeber in technischer,

wirtschaftlicher und rechtlicher
Hinsicht klar und eindeutig defi-
niert und kein zwingender Bestbie-
terfall vorliegt.

Die Zuschlagkriterien müssen –
von fachkundigen Bietern in glei-
cher Weise auszulegen sein - die
rechnerischen Methoden vorab of-
fenlegen - unsachliche Punktever-
gabe (z.B. billigstes Angebot 100
Punkte, teuerstes Angebot 0) nicht
erlaubt – der Ermittlung des wirt-
schaftlich günstigsten Angebotes
dienen und dürfen kein willkürli-
ches Auswahlelement enthalten.
Sie dürfen - nicht nur mit „ja“ oder
„nein“ beantwortbar sein – aber
Umweltschutzkriterien berücksich-
tigen.

Der Auftraggeber muss auf kein
Zuschlagskriterium verzichten, nur
weil wenige Unternehmen zu ihrer
Erfüllung in der Lage sind. Lokalre-
ferenzen oder Referenzen bei be-
stimmtem Auftraggeber, Sitz in der
Nähe der Ausführung und derglei-
chen sind absolut unzulässig!

Bei der Gewichtung der Zuschlag-
kriterien muss die relative Bedeu-
tung der Kriterien im Verhältnis zu-
einander klar sein – genügt die blo-
ße Angabe einer Rangordnung die-
sem Erfordernis nicht. Fehlt eine
klare Gewichtung in den Ausschrei-
bungsunterlagen, ist eine rechts-
konforme Zuschlagsentscheidung

nicht möglich.

Die Vergabe der Straßenbauarbei-
ten 2017 nach Bestbietermodell

Die Ausschreibung beinhaltete
Vorarbeiten, Asphaltierungen und
Baumeisterarbeiten. Dem Kriterium
Preis wurden 80 Prozent Punkte zu-
geordnet. Es wurden 4 Bestbieter-
kriterien (Lehrlinge und Arbeitneh-
mer über 50 – Referenzprojekte
und Schlüsselpersonal – Umwelt
und Transport – Reaktionszeit in
Bauphase) mit je 5 Prozent be-
dacht. Es gab zwar keine Umwäl-
zung durch die Bestbieterelemente
zur reinen Preisstaffelung, jedoch
war deutlich sichtbar, bei tieferge-
henden Erfordernissen bei den
Bestbieterkriterien, hätte es zu die-
sen kommen können, den letztlich
waren der erste und zweite Bestbie-
ter nur 1,7% auseinander. Vom SPÖ
PS Klub wurde eine vertiefende und
noch griffigere Anwendung der
Bestbieterelemente eingefordert.

Schlussfolgerung
Je breiter und öfter das Bestbie-

terprinzip angewendet wird, desto
schneller werden die notwendigen
Erfahrungen in den Städten und
Gemeinden aufgebaut sein. So wird
die Bestbieterwirkung im Sinne ei-
ner Einschränkung von Sozial-
/Lohndumping zum Schutz der
österreichischen Arbeitnehmer und
Unternehmungen rascher greifbar.
Damit die gesunde Mischung von
Gleichbehandlung aller Firmen und
die Chancen für die örtlichen oder
regionalen Firmen erhöht wird, be-
darf es auch einem gewissen Mut in
den Gemeindestuben die Bestbie-
terkriterien wohl überlegt und ver-
tiefend anzuwenden. Ein gemein-
deübergreifender Erfahrungsaus-
tausch, um Rechtssicherheit aufzu-
bauen, wäre hier zusätzlich hilf-
reich und obliegt den politischen
Verantwortlichen in den Gemein-
den in Niederösterreich.

Dem Bestbieterprinzip mit
Mut mehr Raum zur Wirkung
in den Gemeinden geben!
Im April 2017 wurde erstmals in Seitenstetten ein öf-
fentlicher Auftrag nach dem Bestbieterprinzip verge-
ben. Damit der Bestbieter-Nutzen landesweit rasch
spürbar wird, spricht sich GGR Alois Schlager für ei-
ne breite und mutige Anwendung in den NÖ-Ge-
meinden und einen Erfahrungsaustausch aus. 

von GGR Alois Schlager,
Seitenstetten, alois.schlager@aon.at
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Der Gemeinde-Rat€
Neu ab 2017: Abzug bestimmter
Sonderausgaben nur mehr auf
Basis elektronischer Daten
Bestimmte Sonderausgaben werden ab 2017 nur
mehr auf Basis eines automatischen Datenaus-
tauschs berücksichtigt und können – von Ausnah-
men abgesehen – nicht mehr beim Finanzamt gel-
tend gemacht werden. Die Systemumstellung
verlangt die Mitwirkung des Steuerpflichtigen
und der jeweiligen Organisationen. 

von Mag.a Dr. Ilse Gössinger
Merkur Treuhand Steuerberatung GmbH

www.merkurtreuhand.at

Sonderausgaben wurden bisher
ausschließlich aufgrund der Eintra-
gung in der Steuererklärung berück-
sichtigt. Für Zahlungen ab 2017 ist
für bestimmte Sonderausgaben ver-
pflichtend eine elektronische Daten-
übermittlung der empfangenden Or-
ganisation an die Finanzverwaltung
vorgesehen. Ziel ist eine „vollauto-
matische“ Berücksichtigung im Rah-
men der Steuerveranlagung (Jahres-
ausgleich), erstmalig für das Veran-
lagungsjahr 2017. Von Ausnahmen
abgesehen können diese Sonderaus-
gaben NICHT mehr durch Eintragung
in der Steuererklärung geltend ge-
macht werden. 
Von der Neuregelung betroffen sind:  
- Verpflichtende Beiträge an Kir-
chen und Religionsgesellschaften 
- Spenden an begünstigte Spen-
denempfänger (BMF-Liste), an frei-
willige Feuerwehren und Landesfeu-
erwehrverbände, Museen u.a. 
- Beiträge für eine freiwillige Wei-
terversicherung einschließlich des
Nachkaufs von Versicherungszeiten
in der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung und vergleichbare Beiträge
an Versorgungs-/Unterstützungsein-
richtungen der Kammern der selb-
ständig Erwerbstätigen 
- Zuwendungen an eine Stiftung
gemäß § 4b und § 4c EStG
Voraussetzung ist, dass ein inländi-

scher Empfänger vorliegt. Eine Liste
jener Einrichtungen, welche zur Fi-
nanzOnline-Teilnahme für die Da-
tenübermittlung zugelassen sind,
ist auf der Homepage des BMF veröf-
fentlicht.
Von der Neuregelung nicht erfasst
sind bspw.:
- Zahlungen an ausländische Emp-
fänger (z.B. Kirchen in Deutschland)
- Versicherungen und ähnliches 
- Wohnraumschaffung und –sanie-
rung 
- Rentenzahlungen 
- Steuerberatungskosten
- Betriebliche Spenden, soweit sie
als Betriebsausgabe zu berücksichti-
gen sind 
- Zuwendungen iSd §§ 4b und 4c
EStG, soweit sie als Betriebsausgabe
zu berücksichtigen sind

Diese Sonderausgaben sind wei-
terhin in der Steuererklärung gel-
tend zu machen. 
Bekanntgabe der Identifikationsdaten

Der Zahler, der die Zahlung als
Sonderausgabe berücksichtigt haben
möchte, muss dem Zahlungsempfän-
ger (zB Spendenorganisation) seine
Identifikationsdaten (mindestens
Vor- und Zunamen sowie Geburtsda-
tum) bekanntgeben. Den Zuwen-
dungsempfänger trifft keine Recher-
chepflicht, der Zuwendende ist zur
Bekanntgabe der Daten verpflichtet.

Diese ist an keine Formvorschrift ge-
bunden (schriftlich, mündlich oder
elektronisch) und kann bei allen
gängigen Zahlungsformen erfolgen:
z.B. Zahlung mit Zahlungsanwei-
sung (Spendenerlagschein neu bzw.
Bekanntgabe im „Verwendungs-
zweck“); Barspenden (Aufnahme in
eine Liste des Spendenempfängers). 

Wichtig ist, dass die Daten kor-
rekt bekanntgegeben werden. Diese
werden mit den Daten im Zentralen
Melderegister verglichen und müs-
sen übereinstimmen (ansonsten
sind die Zahlungen nicht zuorden-
bar). Es ist darauf zu achten,  dass
die Schreibweise des Namens mit je-
ner im Meldezettel übereinstimmt,
da die Namensdaten aus dem Melde-
zettel in das Zentrale Melderegister
einfließen.

Ohne Bekanntgabe dieser Daten
können die Sonderausgaben in der
Veranlagung (Jahresausgleich)
grundsätzlich nicht mehr berück-
sichtigt werden. Die von der Daten-
übermittlung betroffenen Sonder-
ausgaben können ab 2017 somit
NICHT mehr in der Steuererklärung
geltend gemacht werden.

Ab 2017 ist auch keine Berück-
sichtigung von Kirchenbeiträgen im
Rahmen der Lohn-/Gehaltsaufrol-
lung mehr möglich, dies gilt für
Pensionisten auch für Spenden.

Die Bekanntgabe der Daten be-
wirkt, dass alle Zuwendungen (auch
für Folgejahre), die im Jahr der Be-
kanntgabe und einem späteren Jahr
erfolgen, der Finanzverwaltung au-
tomatisiert übermittelt werden. Der
Steuerpflichtige kann die Übermitt-
lung der  Daten aber jederzeit unter-
sagen. In diesem Fall darf bis zum
Widerruf für sämtliche Leistungen
des betreffenden Jahres und der Fol-
gejahre keine Übermittlung  mehr
erfolgen. 

Sind dem Zahlungsempfänger die
erforderlichen Daten vor dem 1.1.
2017 bereits bekannt, sind die be-
troffenen Personen bis zum 30. Nov.
2017 darüber zu informieren, dass
auf Grundlage der vorhandenen Da-
ten bei künftigen Zahlungseingän-
gen eine Datenübermittlung erfol-
gen wird und im Zuge der Verständi-
gung darauf hinzuweisen, dass sie
der Datenübermittlung innerhalb ei-
ner Frist von zumindest vier Wochen
widersprechen können.

Gibt der Steuerpflichtige seine Da-
ten nicht bekannt oder untersagt er
deren Übermittlung, ist es grund-
sätzlich nicht möglich, die von der
Neuregelung betroffenen Sonderaus-
gaben im Rahmen der Veranlagung
in die Steuererklärung aufzuneh-
men.

Nur in folgenden Ausnahmefällen

kann sich der Steuerpflichtige an
das Finanzamt wenden und die (ab-
weichende) Berücksichtigung der
Sonderausgaben in der Steuererklä-
rung geltend machen:
- Verteilung von Einmalbeträgen
betreffend Weiterversicherung und
Nachkauf von Versicherungszeiten
auf 10 Jahre
- Zahlungen sollen im Rahmen des
„erweiterten Personenkreises“ bei
einem anderen Steuerpflichtigen be-
rücksichtigt werden (z.B. Kirchen-
beitrag vom Ehegatten)
- Ausländische empfangende Orga-
nisation 
- Die Organisation unterlässt die
Nachholung einer nicht vorgenom-
menen Übermittlung oder die Be-
richtigung einer falschen Übermitt-
lung, obwohl der Steuerpflichtige
darum ersucht hat
Wie kann sich der Steuerpflichtige
über die gemeldeten Beträge infor-
mieren? 

Die bei der Finanzverwaltung ein-
gelangten Übermittlungen können
(wie Lohnzettel) vom Steuerpflichti-
gen in seinem FinanzOnline Portal
eingesehen und so kontrolliert wer-
den. Im Steuerbescheid werden die
Übermittlungen auf die einzelnen
Organisationen aufgeschlüsselt dar-
gestellt.
Zahlungen auf ein gemeinsames Kir-

chenbeitragskonto
Wird von der Religionsgemein-

schaft für mehrere Beitragsverpflich-
tete ein gemeinsames Konto geführt,
hat für die Übermittlung eine antei-
lige Zuordnung des gemeinsamen Be-
trages entsprechend den Berech-
nungsanteilen der betroffenen Perso-
nen zu erfolgen. Soll die Beitrags-
zahlung bei einem anderen Steuer-
pflichtigen berücksichtig werden als
bei demjenigen, für den die Über-
mittlung erfolgt ist, kann dies der
Steuerpflichtige durch Geltendma-
chung in der Steuererklärung bean-
tragen. 
Was passiert bei falschen Meldun-
gen?

Unterlaufen bei der Übermittlung
Fehler oder erfolgt keine Übermitt-
lung, muss der Fehler von der über-
mittlungspflichtigen Organisation
behoben werden. Der Betroffene
muss sich daher an die Organisation
wenden. Eine Fehlerbehebung inner-
halb der Verjährungsfrist ist ver-
pflichtend. 

Wird vor Bescheiderlassung der
Fehler behoben/die Übermittlung
nachgeholt, wird der richtige Betrag
in die Veranlagung übernommen. 

Hat  eine fehlerhafte Übermitt-
lung bereits in einen Bescheid Ein-
gang gefunden,  hat der Steuer-
pflichtige ebenfalls mit der Organisa-
tion Kontakt aufzunehmen und die
Fehlerbehebung (korrigierte Über-
mittlung) zu veranlassen. Zusätzlich
hat der Steuerpflichtige gegen den
falschen Bescheid Beschwerde zu er-
heben (Frist 1 Monat ab Bescheider-
lassung) mit dem Hinweis, dass eine
Fehlerkorrektur veranlasst wurde.
Auf zeitlich danach bestehende Mög-
lichkeiten einer Bescheidänderung
wird nicht näher eingegangen.

Wird der Fehler von der Organisa-
tion nicht behoben, obwohl der
Steuerpflichtige den Betrag glaub-
haft (Beleg) geleistet hat, wird der
Betrag vom Finanzamt trotzdem be-
rücksichtigt.Fo
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